
Deutscher Bundestag
17. Wahlperiode

Protokoll Nr. 17/59

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Wortprotokoll
59. Sitzung

Öffentliche Anhörung

Berlin, den 14. Dezember 2011, 11.00 Uhr
Sitzungsort: Marie-Elisabeth-Lüders-Haus

Adele-Schreiber-Krieger-Str. 1
Berlin

Sitzungssaal: 3.101 (Anhörungssaal)

Vorsitz: Dr. Anton Hofreiter, MdB

TAGESORDNUNG:

Tagesordnungspunkt 1a S. 3

Antrag der Abgeordneten Dr. Anton Hofreiter,
Winfried Hermann, Kerstin Andreae, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Schutz vor Bahnlärm verbessern - Veraltetes Lärmprivileg
"Schienenbonus" abschaffen

BT-Drucksache 17/4652

Tagesordnungspunkt 1b S. 3

Antrag der Abgeordneten Gustav Herzog, Uwe Beckmeyer,
Doris Barnett, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Für einen neuen Infrastrukturkonsens - Schutz der Menschen
vor Straßen- und Schienenlärm nachdrücklich verbessern

BT-Drucksache 17/5461

Sachverständigenliste / Stellungnahmen S. 21



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 59. Sitzung, 14.12.2011

2

Anwesenheitsliste*

Mitglieder des Ausschusses

Ordentliche Mitglieder des Ausschusses Stellv. Mitglieder des Ausschusses

CDU/CSU
Bilger, Steffen
Fischer, Dirk
Götz, Peter
Holmeier, Karl
Jarzombek, Thomas
Kammer, Hans-Werner
Lange, Ulrich
Lietz, Matthias
Ludwig, Daniela
Schnieder, Patrick
Sendker, Reinhold
Storjohann, Gero
Vogel, Volkmar
Wichtel, Peter

Aumer, Peter
Bellmann, Veronika
Börnsen, Wolfgang
Dörflinger, Thomas
Granold, Ute
Heiderich, Helmut
Hübinger, Anette
Kaufmann, Stefan, Dr.
Koeppen, Jens
Lach, Günter
Mayer, Stephan
Stracke, Stephan
Vaatz, Arnold
Wegner, Kai

SPD
Bartol, Sören
Beckmeyer, Uwe
Burkert, Martin
Gottschalck, Ulrike
Groß, Michael
Hacker, Hans-Joachim
Herzog, Gustav
Kumpf, Ute
Lühmann, Kirsten

Brase, Willi
Groschek, Michael
Hinz, Petra
Kahrs, Johannes
Ortel, Holger
Paula, Heinz
Pronold, Florian
Rossmann, Ernst Dieter, Dr.
Schwarzelühr-Sutter, Rita

FDP
Döring, Patrick
Körber, Sebastian
Luksic, Oliver
Müller, Petra
Simmling, Werner
Staffeldt, Torsten

Deutschmann, Reiner
Goldmann, Hans-Michael
Günther, Joachim
Höferlin, Manuel
Kamp, Heiner
Sänger, Björn

DIE LINKE.
Behrens, Herbert
Bluhm, Heidrun
Leidig, Sabine
Lutze, Thomas

Enkelmann, Dagmar, Dr.
Menzner, Dorothee
Remmers, Ingrid
Seifert, Ilja, Dr.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Herlitzius, Bettina
Hofreiter, Anton, Dr.
Kühn, Stephan
Wagner, Daniela

Ebner, Harald
Nestle, Ingrid
Paus, Lisa
Wilms, Valerie, Dr.

______________________________________
*) Der Urschrift des Protokolls ist die Liste der Unterschriften beigefügt.



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 59. Sitzung, 14.12.2011

3

Tagesordnungspunkt 1a

Antrag der Abgeordneten Dr. Anton Hofreiter,
Winfried Hermann, Kerstin Andreae, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Schutz vor Bahnlärm verbessern - Veraltetes
Lärmprivileg "Schienenbonus" abschaffen

BT-Drucksache 17/4652

Tagesordnungspunkt 1b

Antrag der Abgeordneten Gustav Herzog, Uwe
Beckmeyer, Doris Barnett, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD

Für einen neuen Infrastrukturkonsens - Schutz
der Menschen vor Straßen- und Schienenlärm
nachdrücklich verbessern

BT-Drucksache 17/5461

Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Gäste, ich freue mich, Sie recht
herzlich zu unser Anhörung „Bahnlärm, Stra-
ßenlärm“ begrüßen zu dürfen! Es ist die An-
hörung zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN „Schutz vor Bahnlärm ver-
bessern“ und dem Antrag der Fraktion der SPD
„Für einen neuen Infrastrukturkonsens – Schutz
der Menschen vor Straßen- und Schienenlärm
nachdrücklich verbessern“. Als Sachverstän-
dige darf ich ganz herzlich begrüßen Herrn Dr.
Robert Attinger vom Bundesamt für Verkehr der
Schweiz, Herr Dr. Wolfram Bartolomaeus von
der Bundesanstalt für Straßenwesen, Herrn Dr.
Roland Diehl, den Sprecher der IG BOHR, Dr.
Rainer Guski von der Ruhr-Universität Bochum,
Dr. Markus Hecht von der Technischen Uni-
versität Berlin, Herrn Michael Jäckers-Cüppers
vom Arbeitskreis Lärm der Deutschen Gesell-
schaft für Akustik, Herrn Ulrich Möhler von
Möhler+Partner Ingenieure und Herrn Christian
Popp von der LÄRMKONTOR GmbH. Sie sind
alle darauf hingewiesen worden, dass Sie jetzt
am Anfang drei Minuten Zeit haben, um
nochmal kurz und knapp und prägnant die
wichtigsten Punkte vorzustellen. Wir haben
schon viele Anhörungen in der prägnanten
Form gehabt. In der Regel waren die Beiträge,
bei denen es gelungen ist, die drei Minuten
einzuhalten, diejenigen, die stärker im Ge-
dächtnis der Zuhörer haften geblieben sind. Da
wir ein knappes Zeitkorsett haben, werde ich
mich bemühen, das entsprechend zu organi-
sieren. Dann kommen die Fragerunden der
Abgeordneten. Das wird für Sie als Sachver-
ständige – was vielleicht dem einen oder an-

deren neu ist – in der Form ablaufen, dass der
Abgeordnete zwei Fragen an maximal zwei
Sachverständige stellen kann und Sie antwor-
ten dann gleich; auch wieder kurz, knapp und
prägnant. Dann stellt der nächste Abgeordnete
Fragen. Wir beginnen bei der Fragerunde –
darauf haben wir uns verständigt – erst mal mit
dem Fragekomplex „Straße“ und dann folgt der
Fragekomplex „Schiene“. Sie stellen allerdings
jetzt in den drei Minuten das vor, was Ihnen am
wichtigsten ist, unabhängig davon, ob es sich
auf die Fragerunde „Straße“ oder die Frage-
runde „Schiene“ bezieht. Damit beende ich
meine Vorrede und Herr Attinger, Sie haben
das Wort für drei Minuten!

Dr. Robert Attinger (Bundesamt für Ver-
kehr): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr
geehrte Damen und Herrn, herzlichen Dank für
die Einladung zur Stellungnahme hier in Berlin.
Das Bundesamt für Verkehr ist in der Schweiz
die Vollzugsbehörde für das Thema Eisen-
bahnlärm. Das Thema Bahnlärm wird zurzeit
bei uns intensiv angepackt. Die lärmigen Gü-
terwagen sind weitgehend saniert, Lärm-
schutzwände im Bau. Trotzdem forderte unser
Parlament vor zwei Jahren die Prüfung weiterer
Maßnahmen. Ich greife einige Punkte der An-
träge heraus. Der sogenannte Schienenbonus
ist eine Pegelkorrektur und nicht ein Geschenk
an die Bahn. Er ist ein Element des ganzen
Grenzwertschemas der Lärmbeurteilungen.
Eine Änderung hier erfordert eine generelle
Überprüfung der Grenzwerte. Das ist aufwen-
dig, das zeigen die Vorschläge in den Anträgen.
Sie beruhen teilweise auf falschen Annahmen
oder sind nicht zielführend. Unsere Departe-
mentsleitung hat deshalb kürzlich entschieden:
keine Überprüfung der Grenzwerte. Die Be-
gründung: Keine Änderung der Spielregeln
während des laufenden Spiels, das heißt,
während der Lärmsanierung. Das Problem in
Deutschland sind die hohen Auslösewerte für
die Lärmsanierung. Sie sind 5 bis 10 Dezibel
höher als bei uns. Hier wäre eine Anpassung
einfach und sachgerecht. Vergessen wir aber
nicht: eine Änderung der Grenzwerte und der
Pegelkorrekturen ist nicht wahrnehmbar. Dafür
braucht es Maßnahmen.

Zum Trassenpreis: In der Schweiz kennen wir
einen lärmabhängigen Trassenpreis seit 2002.
Er wird im Jahr 2013 überarbeitet und ver-
doppelt. Zudem führen wir eine zusätzliche
höhere Stufe für besonders lärmarme Güter-
wagen ein. Wir sind der Meinung, mit der Um-
rüstung auf K- und LL-Sohle ist die Lärmsa-
nierung, die Lärmminderung im Bahnbereich
nicht abgeschlossen. Es gibt noch Minde-
rungspotenzial und wir wollen das bereits heute
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honorieren und anstoßen. Als flankierende
Maßnahme dazu braucht es aber Grenzwerte
für alle Güterwagen. Die alten lauten Güter-
wagen müssen vollumfänglich verschwinden.
Diese stören, auch wenn sie einzelwagenweise
verkehren, massiv die Lärmminderung und
torpedieren die Wirkung der gesamten Lärm-
sanierung und Umrüstung. Die Schweiz berei-
tet zurzeit eine Gesetzesänderung vor, diese
Grenzwerte, die bereits seit 2006 in der TSI

1

bestehen, für alle Güterwagen verbindlich zu
erklären. De facto ist das ein Verbot der
Graugusssohle. Wir hoffen für diese Maßnah-
me auf Verständnis aus Deutschland. Wir
müssen diese auch bei der EU notifizieren und
das ist für nächstes Jahr geplant. Es gibt auch
eine positive Botschaft im Bahnbereich. Sie
kennen es ja aus eigener Erfahrung: die Per-
sonenzüge sind bereits heute massiv leiser
geworden. Dieses Potenzial besteht auch bei
den Güterzügen. Wir gehen davon aus, dass
mittelfristig hier 12 Dezibel drin sind, längerfris-
tig auch weitere 5 Dezibel. Kurzfristig bleiben
aber als Ersatzlösungen leider nur die Lärm-
schutzwände. Besten Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit und ich freue mich auf die Fragen!

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächster Herr
Bartolomaeus!

Dr. Wolfram Bartolomaeus (Bundesanstalt
für Straßenwesen): Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender, meine Damen und Herren, vielen
Dank für die Einladung! Ich möchte gerne zu
dem Bereich Straße Stellung nehmen, da ich ja
von der Bundesanstalt für Straßenwesen
komme. Bei der Festlegung von Grenzwerten
der Lärmvorsorge und von Auslösewerten bei
der Lärmsanierung handelt es sich um politi-
sche Entscheidungen. Das Wünschenswerte
steht dabei dem finanziell Machbaren gegen-
über und es müssen vernünftige Kompromisse
gefunden werden. Mit dem Entwurf einer ge-
meinsamen Methode zur Bestimmung des
Umgebungslärms in Europa, im sogenannten
CNOSSOS – EU

2
, ist es durchaus denkbar, für

die beiden Verkehrsträger Schiene und Straße
harmonisierte Bewertungsverfahren für den
Lärm zu erstellen. Harmonisiert heißt dabei,
dass diese Harmonisierung verkehrsträger-
übergreifend sein soll, also dass das gleiche
Schallausbreitungsmodell für Straße und
Schiene eingesetzt werden soll – die Emissi-
onsmodelle müssen naturgemäß unterschied-
lich sein –, dass für Lärmvorsorge, Lärmsa-
nierung und Umgebungslärm das gleiche Ver-

1
TSI: Technische Spezifikationen für die Interoperabilität (TSI) zum

Teilsystem "Fahrzeuge - Lärm" des konventionellen transeuropäi-
schen Bahnsystems
2

CNOSSOS – EU: Common NOise aSSessment methOdS in Europe

fahren für Schallemission und Schallausbrei-
tung zu verwenden ist. Das heißt: vergleichbare
Lärmpegel in ganz Europa. Das ist ja Ziel der
Umgebungslärmrichtlinie, für die dritte Stufe
der Lärmkartierung. Es ist noch ein weiter Weg
bis dahin, aber es ist zumindest wünschens-
wert, das zu tun. Denn sonst ist es bald der
Bevölkerung nicht mehr vermittelbar, wenn
man dieses gemeinsame Verfahren nicht hat,
warum man einmal nach dem einen Verfahren
und das andere Mal nach dem anderen Ver-
fahren den gleichen Lärm berechnen soll.
Wesentliche Elemente eines derzeit neu erar-
beiteten Emissionsmodells haben bereits Ein-
gang in CNOSSOS – EU gefunden, über des-
sen Einführung nach dem Willen der Europäi-
schen Kommission 2012 entschieden werden
soll, in der so genannten Implementierung.
Analoges gilt für das Emissionsmodell der
Straße, wo jetzt auch schon große Teile der
neuen Schall 03

3
in die CNOSSOS – EU

überführt worden sind. Mit dem neuen Emis-
sionsmodell soll es zukünftig schneller möglich
sein, auch auf innovative lärmarme Beläge von
Fahrbahndecken, auch im innerörtlichen Be-
reich, zu reagieren. Dazu soll zusätzlich zu der
Tabelle 4 mit den Korrekturwerten für die Ge-
räuschemission von Straßenoberflächen ein
Verfahren etabliert werden, mit dem dann
leichter Neukorrekturwerte auch im Nachgang
festgelegt werden können. Die kann dann direkt
bei der Planung von Straßen oder beim Ausbau
von Straßen Eingang finden. Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Diehl, bitte!

Dr. Roland Diehl (IG BOHR): Vielen Dank für
die Einladung! Ich spreche als Vertreter einer
Interessengemeinschaft von Bürgerinitiativen
mit derzeit 22.000 Mitgliedern und für weitere
40 Bürgerinitiativen, die ihre Mitglieder vor
Bahnlärm schützen wollen. Als dieser Sprecher
kann ich die Initiative der Fraktion der SPD und
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nur
sehr begrüßen, die Verbesserung des Ver-
kehrslärmschutzes voranzutreiben. Wir unter-
stützen das nach Kräften, wo immer wir kön-
nen. Menschen, die in der Nähe von Schie-
nensträngen wohnen, die mit Güterzügen hoch
belastet sind – das ist heute schon im Fünfmi-
nutentakt nächtlich der Fall, demnächst im
Dreiminutentakt –, diese Menschen haben kein
Verständnis dafür, dass der Schienenlärm oder
der Bahnlärm einen Bonus erhält. Wie kann es
möglich sein, dass eine krankmachende Be-
lastung auch noch belohnt wird? Wer im Bett
liegt und nicht schlafen kann, der stellt fest,

3
Schall 03: „Richtlinie zur Berechnung von Schallimmissionen von Schie-

nenwegen (Schall 03)“
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dass es gar keinen Unterschied gibt zwischen
bösem und gutem Lärm. Es ist egal, ob sie von
einem Pferd oder von einem Kamel getreten
werden, es gibt einen blauen Fleck und es tut
weh! Die Rede ist also vom Schienenbonus.
Dieses Bahnlärmprivileg geht von heute nicht
mehr gültigen Annahmen aus. Es ignoriert vor
allen Dingen die schwerwiegenden gesund-
heitlichen Folgen des Lärms. Und es ist deshalb
auch nicht mehr zeitgemäß. Angesichts der zu
erwartenden hohen Belastung des Schienen-
netzes mit immer schnelleren, längeren, zahl-
reicheren und vor allen Dingen auch schwere-
ren Güterzügen muss dieses Bahnlärmprivileg
unverzüglich ausgesetzt werden. Das Um-
weltbundesamt hat festgestellt, dass sich über
60 Prozent der Bevölkerung durch Straßen-
verkehrslärm beeinträchtig fühlen, 20 Prozent
durch Schienenverkehrslärm. Das ist aber nur
die halbe Wahrheit. Wenn Sie sich nämlich die
Länge der Netze anschauen, ist das Straßen-
netz siebenmal länger als das Schienennetz.
Wenn man korrekt vergleicht, dann sind pro
Kilometer Straße im Schnitt 178 Menschen vom
Straßenlärm betroffen, aber pro Kilometer
Schiene sind es 482 Menschen, die den
Bahnlärm ertragen müssen. In der Relation ist
also der Schienenverkehr in Deutschland der
größte akustische Umweltverschmutzer, be-
sonders in der Nacht, wenn der Güterzuglärm
seine verheerende Wirkung auf den schlafen-
den Menschen ausbreiten darf. Aus unserer
Sicht hat letztlich der Schienenbonus den
Bahnsektor jahrelang davor bewahrt, in leises
rollendes Material investieren zu müssen. Aber
der Wegfall des Schienenbonus darf natürlich
nicht dazu missbraucht werden, die Wirtschaft-
lichkeit von Schienenprojekten in Frage zu
stellen. Die Sichtweise, dass die Abschaffung
des Schienenbonus Schienenprojekte verteu-
ert, greift zu kurz. Wenn nämlich bei der Be-
kämpfung des Bahnlärms jetzt nicht endlich
merkbare Fortschritte erzielt werden, dann
steht die Wettbewerbsfähigkeit der Schiene
beim Güterverkehr grundsätzlich zur Disposi-
tion. Sie wird an der Akzeptanzverweigerung
durch die gesamte Bevölkerung scheitern.

Meine Damen und Herren, nur eine leise Bahn
ist auch eine wettbewerbsfähige Bahn. Güter-
züge sind heute mindestens 25 db(A) zu laut.
Der Schutz vor diesem Lärm darf sich nicht an
geschönten, nicht hörbaren Mittelungs- oder
Beurteilungspegeln orientieren, sondern er
muss auch die Maximalpegel und die Häufigkeit
ihres Auftretens berücksichtigen. Meine Damen
und Herren Abgeordnete des Deutschen Bun-
destages, ich appelliere an Sie im Namen der
vielen Bahnlärmgequälten: Privilegieren Sie
den Bahnlärm nicht länger, um die Koexistenz
von Lebensqualität und Güterbahn nicht zu

gefährden! Nicht nur an bestehenden Strecken
– Bestandschutz kann nicht vor Menschen-
schutz gehen –, sondern auch gerade an ge-
planten Strecken, an neuen Strecken. Und da
liegt mir eine besonders am Herzen: das ist der
Abschnitt Offenburg bis Basel als Teil der
großen europäischen Magistrale Rotter-
dam-Genua. Das Jahrhundertwerk des Aus-
baus der Rheintalbahn muss ohne Schienen-
bonus auskommen. Dafür gibt es eine Lösung,
die heißt „Baden 21“. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Diehl! Herr
Guski, Sie haben das Wort!

Prof. Dr. Rainer Guski (Ruhr-Universität
Bochum): Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
meine Damen und Herren! Ich komme ja aus
der Lärmwirkungsforschung, insofern werden
Sie sich nicht wundern, dass ich hier über
Lärmwirkungen und Ergebnisse von Studien
spreche. Mein erster Punkt bezieht sich auf die
so genannten EU-Standardkurven, die gerne
als Grundlage für gesetzliche Entscheidungen
zum Lärmschutz und zu Grenzwerten generell
herangezogen werden. Mein Statement: Die
EU-Standardkurven sind völlig veraltet; zu-
mindest für den Fluglärm steht dies schon lange
fest. Die Kurven beruhen ja auf Bevölke-
rungsuntersuchungen, die so im Schnitt in den
80er Jahren gemacht wurden, also vor 30
Jahren. Beim Fluglärm ist es ganz sicher, dass
diese Kurve, die da erhoben wurde, viel zu
niedrig ist. Beim Schienenverkehr habe ich
inzwischen den Eindruck, dass es auch in die
Richtung geht, dass diese Kurve sozusagen zu
niedrig ist, von daher also die Grundlage des
Schienenbonus etwas in Zweifel gerät. Beim
Straßenlärm wissen wir es noch nicht so genau.
Aber ich fordere hier, im Sinne der Erneuerung
der wissenschaftlichen Grundlagen für Gesetze
und Lärmschutzverordnungen, dass wir eine
umfassende Prüfung der sogenannten EU-
Standardkurven vornehmen – wie man das
macht, darüber muss man noch sprechen –,
damit die Entscheidungen, die hier zum Lärm-
schutz getroffen werden, nicht 30 Jahre hinter
der Lärmwirkungsforschung hinterherhinken.

Zweiter Punkt, der hat mit dem ersten etwas zu
tun, da geht es um die Lärmbelastung der
Wohnbevölkerung am Mittelrhein. Das ist ein
altes Problem, das kennen Sie wahrscheinlich
alle genauso gut. Die beiden neusten Unter-
suchungen, die ich dazu kenne, die 2011 ver-
öffentlich wurden – das eine ist eine Bevölke-
rungsuntersuchung mit Befragung, das andere
eine Bevölkerungsuntersuchung mit Schlaf-
analysen –, zeigen ziemliche eindeutig, zu-
mindest was den Schlaf angeht, dass die Be-
völkerung dort höhere Aufwachreaktionen zeigt
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als beim Fluglärm. Das ist ja sozusagen für uns
immer schon der Maßstab; das ist schon
schlimm. Also wir haben hier offensichtlich ganz
üble Verhältnisse. Bei der Bevölkerungsbefra-
gung kommt heraus, dass die Bevölkerung im
Schnitt stärker belästigt wird als nach der
EU-Standardkurve für Schienenlärm sowieso
und auch für Straßenlärm vorherzusagen war.
Das heißt, wir haben hier genau das Gegenteil
von dem, was man beim Schienenbonus an-
nimmt, nämlich, dass der Schienenlärm weni-
ger lästig sei als der Straßenlärm. Man muss
erst mal noch sehen, ob diese Studien sich
halten, wenn man einen größeren Pegelbereich
nimmt. Diese Studien sind ja unter sehr hohen
Pegeln gemacht worden, also hoher Belastung.
Aber ich gehe davon aus, dass das auf jeden
Fall eine Infragestellung der Schienenlärm-
kurve rechtfertigt.

Mein dritter Punkt, der ist mir auch sehr we-
sentlich: Wir reden ja auch alle gerne über
Lärmschutzmaßnahmen. Und wenn wir über
aktive Lärmschutzmaßnahmen reden, dann ist
das für mich auch ganz prima. Es ist sozusagen
das, was wir an der Quelle machen können.
Aber oft sind passive Schallschutzmaßnahmen
notwendig. Und die werden in der Regel nicht
evaluiert. Das heißt, man weiß gar nicht genau
– außer, dass man sagt, der Pegel wird um
soundso viel dB reduziert –, wie das bei der
Bevölkerung ankommt. Es gibt ganz klare
Hinweise darauf, dass zum Beispiel ein
Schallschutzfenster auch erhebliche Nachteile
für die Bevölkerung hat. Vielen Leute bleiben
sozusagen dabei, das Fenster lieber aufzu-
lassen, weil sie Lüftungsprobleme empfinden.
Insofern denke ich, auch das ist ein Punkt, der
dringend untersucht werden muss: Wie wirken
eigentlich Lärmschutzmaßnahmen im Sinne
der Verringerung von Lärmwirkungen, nicht nur
im Sinne der Verringerung von Pegeln, sondern
ob sie tatsächlich die Lärmwirkung reduzieren,
die man vorher festgestellt hat? Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Guski! Herr
Hecht, Sie haben das Wort!

Prof. Dr. Markus Hecht (TU Berlin): Sehr
geehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr
geehrte Damen und Herren! Es geht um
Schienenlärm. Die Grenzwertüberschreitung im
Schienenlärm an Brennpunkten ist heute 25
Dezibel. Und diese treten nicht nur am Rhein
auf, sondern auch an anderen Brennpunkten.
Ich muss die Maßnahmen daran orientieren
und es gibt keinen Maßnahmenkatalog, der
diese 25 Dezibel in nützlicher Frist erreicht. Wie
ist die Situation heute? Wir haben seit 2006
Grenzwerte, TSI Noise. Diese Grenzwerte sind
europaweit so gestaltet, dass keine Aufwen-

dungen an den Fahrzeugen gemacht werden
müssen. Es müssen nur Fehler vermieden
werden. Es gibt viele Fahrzeuggattungen, die
haben weiterhin kein Akustikdesign, sondern
die fahren so wie sie sind durch die Prüfung und
erreichen die Grenzwerte gerade eben. Also
das kann nicht sein, dass wir so lasche
Grenzwerte haben, die keinerlei Aufwendungen
erfordern. Wir haben keine Grenzwerte an
Bestandsstrecken, nur ein freiwilliges Pro-
gramm. Wenn wir einen europäischen Verkehr
haben, kann das nicht zielführend sein. Es gibt
hohe Kosten an Neubaustrecken, trotz dem
Bahnbonus, weil wir die falsche Gewichtung am
Ausbreitungsweg haben und nicht an der
Quelle. Der Trassenpreis – so wie er nächstes
Jahr vorgesehen ist – ist nahezu wirkungslos.
Er kann die Lärmsteigerung, die durch Mehr-
verkehr zu erwarten ist, auffangen, aber er wird
zu keiner nennenswerten Lärmminderung
kommen. Ich habe mit Dr. Jens Klocksin vom
Verkehrsministerium Kontakt gehabt: Wenn es
gut geht maximal 5 Dezibel Lärmminderung.
Was sind 5 Dezibel bei einem 25 Dezibel
Problem? Stand der Technik heute ist: Wenn
wir gute Systeme haben, haben wir unter glei-
chen Randbedingungen, gleichen Fahrge-
schwindigkeiten, gleichen Abständen eine
Streuung von 20 Dezibel, also leise Fahrzeuge
sind unter genau den gleichen Randbedin-
gungen 20 Dezibel leiser als laute Fahrzeuge.
Was muss geändert werden? Wir müssen zur
Lärmminderung an der Quelle übergehen, an
Gleis und Fahrzeug. Es gibt heute noch kein
einziges nach Lärmkriterien gebautes Gleis.
Einzig werden bestehende Gleise endlich mal
nach ihrer Lärmwirkung untersucht. Also wir
müssen weg vom Ausbreitungsweg zur Lärm-
minderung an der Quelle. Das heißt die 16.
Bundes-Immissionsschutzverordnung muss
total verändert werden. Also dieser Kampf um
den Bahnbonus ist ein Schattenboxen. Diese 5
Dezibel machen es nicht und wir geben Geld an
der falschen Stelle aus. Wir könnten an anderer
Stelle weitaus effizienter viel mehr erreichen.
Die EU-Umgebungslärmrichtlinie wird unzu-
reichend umgesetzt. Wir haben an Grenzstellen
über 85 Dezibel L DEN (Lärmpegel Day-
Evening-Night). Die Lärmkarten zeigen nur 75
als maximalen Grenzwert an. Also es wäre
dringend erforderlich, für diese Lärmkarten
zeitgemäße Programme und auch zeitgemäße
Grenzwerte zu verwenden. Den geplagten
Bürgern nützen diese Lärmkarten im Moment
fast nichts. Es sollte also eine kostenoptimale
Grenzwerteinhaltung vorgesehen werden und
nicht mit Kosten für falsche Maßnahmen be-
gründet werden, warum man gegen den Lärm
nichts machen kann. Eine integrale Herange-
hensweise ist notwendig, Lärmminderung ist
am Fahrzeug und am Gleis vorzusehen. Der
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Bahnbonus kann aus meiner Sicht gewisser-
maßen sozusagen nebenher abgeschafft
werden. Aber es müssen dringend auch
Monitoringstationen aufgebaut werden. Sie
haben heute von den Ländern
Monitoringstationen, die Deutsche Bahn hat
Monitoringstationen, aber die sind nicht zu-
gänglich. Und die einzige Maßnahme, um
schnell Ergebnisse zu erzielen, wäre es, die TSI
auf einzelnen Strecken zwingend zu fordern,
dann hätte ich sofort 5 bis 10 Dezibel Lärm-
minderung gegenüber heute. Alle anderen
Maßnahmen werden nur in der fernen Zukunft
greifen. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Hecht! Herr
Jäckers-Cüppers!

Michael Jäckers-Cüppers (Deutsche Ge-
sellschaft für Akustik): Vielen Dank für die
Einladung! Meine Damen und Herren, ich
möchte jetzt 10 Punkte vortragen. Erster Punkt:
Trotz einiger Fortschritte in der Lärmbekämp-
fung ist die Beeinträchtigung durch Verkehrs-
lärm in Deutschland nach wie vor zu hoch.
Relevante Teile der Bevölkerung sind Pegeln
ausgesetzt, die gesundheitliche Risiken durch
Verkehrslärm befürchten lassen müssen. Diese
Menschen wohnen vor allem an Straßen in der
Baulast der Kommunen. Bahnstrecken mit
nächtlichem Güterverkehr gehören ebenfalls zu
den besonders kritischen Situationen. Der
Verkehrslärm führt zu hohen volkswirtschaftli-
chen Schäden. Wir haben externe Lärmkosten
von ca. 10 Milliarden Euro pro Jahr. Die Ver-
besserung des Verkehrslärmschutzes ist daher
dringend geboten. Zweitens: Die Anträge der
Fraktionen der SPD und BÜNDNIS90/DIE
GRÜNEN werden deshalb grundsätzlich be-
grüßt. Sie enthalten grundlegende Forderun-
gen, wie die nach einem Verkehrslärmschutz-
gesetz, als auch Vorschläge zur Behebung der
Defizite im deutschen Lärmschutzrecht für
Straßen- und Schienenwege. Einige Forde-
rungen sind allerding bereits Politik der Bun-
desregierung und der EU. Drittens: Vor allem
die Einführung eines Verkehrslärmschutzge-
setzes ist anzustreben. Kernelemente eines
solchen Gesetzes müssten sein: am Schutz der
Gesundheit orientierte verbindliche Grenzwer-
te, Berücksichtigung der Gesamtbelastung
durch Straße, Schiene und Luftverkehr und
dann – ganz wichtig – Finanzierung der erfor-
derlichen Mittel für die Kommunen, die die
Hauptlast der Umsetzung eines solchen Ge-
setzes tragen müssten. Viertens: Eine wichtige
Finanzierungsquelle für den Lärmschutz ist die
verursachergerechte Anlastung der externen
Kosten des Verkehrslärms. Dazu müssen unter
anderem die Geräuschgrenzwerte für alle
Verkehrsmittel deutlich gesenkt werden und die

lärmabhängigen Infrastrukturbenutzungsent-
gelte als Internalisierungsinstrumente gestaltet
und umgesetzt werden. Daher sollte die Bun-
desregierung umgehend die Lärmkomponente
in den Straßenbenutzungsgebühren für
schwere Lkw einführen.

Fünftens: Die Defizite im nationalen und euro-
päischen Lärmschutzrecht für die Emissions-
vorgaben für die Fahrwege Straße und Schiene
müssen behoben werden, da nur dann das
fahrzeugseitige Minderungspotenzial ausge-
schöpft werden kann. Die Umrüstung der Gü-
terwagen zum Beispiel bringt auf dem realen
deutschen Netz nur 5 dB(A) Minderung und
nicht, wie immer propagiert wird, minus 10 dB.
Sechstens: Die Überwachung und die Evalua-
tion der laufenden Lärmsanierungsprogramme
müssen ebenfalls verbessert werden. Wir
müssen verstehen können, warum zum Bei-
spiel im Mittelrheintal trotz durchgeführter
Lärmsanierung der Protest der Bevölkerung so
hoch ist. Siebtens: Abschaffung des Schie-
nenbonus. Aus Sicht der Lärmwirkungsfor-
schung scheint die Abschaffung des Schie-
nenbonus, mindestens für Belastungen, die
gesundheitliche Risiken mit sich bringen, zum
Beispiel nächtlicher Güterverkehr, geboten zu
sein. Daher sind vorrangig die Auslöse- und
Zielwerte der Lärmsanierung umgehend um
den Schienenbonus zu senken. Achtens: Was
die geplante Einführung lärmabhängiger
Trassenpreise als Anreiz zur Umrüstung der
Güterwagen anbelangt, so werden die finanzi-
ellen Anreize wahrscheinlich zu schwach sein.
Deshalb ist es erforderlich, dass nach dem
Abschluss des Programms im Jahre 2020
ordnungsrechtliche oder ökonomische Instru-
mente eingesetzt werden, die den Verkehr von
Graugusswagen unterbinden oder unrentabel
machen. Die Bundesregierung sollte sich
deshalb umgehend für eine europäische Richt-
linie für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen
nach dem Beispiel des Flugverkehrs einsetzen.
Neuntens: Ausbau der Elektromobilität.
E-Fahrzeuge können nur langfristig helfen,
unsere Innenstädte von Lärm zu entlasten.
Warnsignale bei E-Mobilen sollten nicht ein-
geführt werden. Zehntens: Verkehrsberuhigung
auf Straßen des übergeordneten Verkehrs.
Tempo 30 sollte innerorts die Regelgeschwin-
digkeit werden und sollte deshalb auch auf
Hauptverkehrsstraßen, mindestens in den
Nachtstunden, ausgedehnt werden. Danke-
schön!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Möhler!

Ulrich Möhler (Möhler + Partner Ingenieure
AG): Guten Tag meine Damen und Herren!
Vielen Dank für die Einladung! Ich möchte
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meine Ausführungen auf den Schienenbonus
beschränken. Der Schienenbonus hat seinen
Ausgangspunkt darin, dass wir Straßenver-
kehrslärm und Schienenverkehrslärm in einer
Verordnung beurteilen, obwohl diese beiden
Schallquellen ganz unterschiedlich sind. Wenn
Sie bei gleichem Mittelungspegel Straßenlärm
und Schienenverkehrslärm vergleichen, dann
ergibt sich zum Beispiel bei Schienenver-
kehrslärm eine Vorbeifahrhäufigkeit von 6 Zü-
gen in einer Stunde. Dem entsprechen 6.000
Kfz bei gleichem Mittelungspegel. Also wir
haben zwei grundlegend unterschiedliche,
akustische Eigenschaften, die wir sozusagen in
einem Gesetz beurteilen. Das war der Auslöser,
dass man untersucht hat, wie denn diese un-
terschiedlichen Geräuscharten auf den Men-
schen einwirken. Dann sind in den 70er, 80er,
90er Jahren ganz umfangreiche Studien
durchgeführt worden, um diese unterschiedli-
che Wirkung dieser ganz krass unterschiedli-
chen Geräuscharten zu untersuchen. Und dann
kam aus diesen vielen Untersuchungen dieser
Schienenbonus von 5 dB heraus. Der ist natür-
lich über alle möglichen Verkehrsszenarien und
psychologischen Reaktionen gemittelt worden
und kann natürlich nicht allen Situationen ge-
recht werden. Diese Untersuchungen sind nicht
veraltet. Letztes Jahr ist auch nochmal eine
Studie veröffentlicht worden, die diesen Bonus
im Prinzip bestätigt hat. Jetzt ist es natürlich so:
wir haben Extremsituationen wie im Rheintal,
wo sehr viel Güterzüge und sehr geringe Ab-
stände der Wohnbebauung zur Eisenbahn
vorhanden sind, wo erheblicher Zweifel be-
steht, ob dieser generelle Schienenbonus dort
angewendet werden kann. Also ich bezweifle
es auch. Für solche Extremsituationen kann
dieser Schienenbonus nicht verwendet werden.

Was kann man jetzt machen, welche Lösung
haben wir, um eine „gerechte“ Beurteilung
dieser Verkehrslärmarten zu gewährleisten? Es
bieten sich aus meiner Sicht im Prinzip zwei
Lösungen an. Die eine Lösung: wir bleiben bei
der gleichen Beurteilung Straße/Schiene in
einer Verordnung. Dann müsste man weitere
Korrekturen einführen, zum Beispiel Korrektu-
ren über die Vorbeifahrhäufigkeit. Die Schweiz
macht das. In der Schweiz geht zum Beispiel
der Schienenbonus bei sehr hoher Häufigkeit
auf einen geringeren Wert und bei geringer
Häufigkeit, wenn die Lärmpausen sehr lang
sind, dann wird ein hoher Schienenbonus ge-
währt. So eine Möglichkeit gäbe es bei uns
auch, dass wir in die Verordnungen einbauen,
dass der Bonus zum Beispiel ab einer be-
stimmten Vorbeifahrhäufigkeit gegen Null geht.
Eine andere Möglichkeit wäre, eine eigene
Verordnung zur Beurteilung von Schienenver-
kehrslärm zu machen, vergleichbar, wie das mit

dem Fluglärm gemacht worden ist, eigene
Grenzwerte. Man könnte dann in so einer Ver-
ordnung auch zusätzlich ein Maximalpegelkri-
terium einführen, was insbesondere für Schlaf-
störungen eine sehr geeignete Beurteilungs-
größe wäre. Und man hätte dann auch Situa-
tionen wie im Rheintal im Griff. Abschließend
möchte ich sagen: Generell den Schienenbo-
nus abzuschaffen, hielte ich nicht für gut. Er hat
sich wissenschaftlich bestätigt, in den meisten
Situationen. Ich nehme an, bei etwa 70 bis 80
Prozent des Netzes der DB hat er seine Be-
rechtigung. Aber in den Extremfällen, wie es
jetzt zum Beispiel im Rheintal der Fall ist, da
halte ich den Schienenbonus auch nicht für
angebracht. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Möhler! Herr
Popp!

Christian Popp (LÄRMKONTOR GmbH):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich bin über 30
Jahre im Lärmgeschäft und ich glaube, das ist
mein fünfter oder sechster Verkehrsausschuss
des Deutschen Bundestages. Ich kann sagen,
in diesen 30 Jahren sind die Lkw leiser ge-
worden, die Pkw aber nicht. Den Schienenbo-
nus gab es auch im Jahre 1979, also in unter-
schiedlichen Grenzwerten. Deswegen: es ist
alles gesagt worden. Ich würde aber gerne mal
einen Hamburger Mitbürger zitieren: „Die von
Planern erkannte Bedeutung des Verkehrs-
lärms findet ihren Niederschlag in der Kartie-
rung des Lärmpegels der Stadtstraßen. Trotz
solcher planvollen Vorbeugung wird man sich
durch sie alleine gegen den immer noch
wachsenden Verkehrslärm nicht wehren kön-
nen, wenn nicht auch schärfere gesetzliche
Maßnahmen gegen ihn ergriffen werden.
Schließlich bleibt der Vorschlag, den Kleinwa-
gen um der Ruhe willen mit Batterieantrieb zu
versehen.“ Das war der Kollege Bernhard
Reich im Jahre 1959. Da haben wir uns nicht so
ganz weit von weg bewegt. Die Diskussion
findet statt. Der Bund hat aus meiner Sicht
seine Hausaufgaben in weiten Teilen im Stra-
ßenverkehrslärmbereich gemacht. Was fehlt ist
ein Rezept für den Umgang mit Mehrfachbe-
lastungen, wo Straße und Schiene aufeinan-
dertreffen, nicht so sehr das Wirkungsmäßige,
sondern die Frage: Wie gehe ich kostenmäßig
damit um, wer zahlt was? Und daran sind wir
bis jetzt immer gescheitert. Herr Bartolomaeus
hat gesagt, wir müssen die Verfahren syn-
chronisieren. Wir haben X verschiedene Ver-
fahren zur Beurteilung von Straßen- und
Schienenverkehrslärm in Deutschland. Wir
machen die Leute kirre. Die glauben uns nicht
mehr. Herr Guski hat gesagt, wir haben ein
Akzeptanzproblem. Das hat damit zu tun, dass
wir unterschiedlichste Sachen unterschiedlichst
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darstellen. Es glaubt doch keiner den Karten
nach der EU-Umgebungslärmrichtlinie, die 5
dB(A) lauter sind als die der Bahn. Da haben wir
ein Problem. Es gibt noch zwei Dinge, an die ich
anknüpfen möchte. Nämlich zum einen wird in
einer Stellungnahme der SPD-Fraktion gesagt,
wir sollten mal Modellversuche zu Geschwin-
digkeitsbegrenzung und deren Wirkung auf
Lärm und Verkehrsfluss machen. Wir machen
so viele Modellvorhaben seit Anfang der 80er
Jahre zum Thema, wir wissen, wie das funkti-
oniert. Wir müssen es nur mal machen! Das
andere, was uns fehlt, ist: der Bund hat in den
80er und 90er Jahren sehr systematisch Stra-
ßenoberflächen erprobt. Wir haben uns da bei
den Kommunen unter Federführung Hamburgs,
Herr Fischer, damals in den 80er Jahren an-
geschlossen, haben aber diese Untersuchun-
gen abgebrochen, weil die aus kommunaler
Sicht nicht mehr finanzierbar waren. Im Au-
genblick probiert jede Kommune für sich eigene
Rezepte, es gibt keine gesammelten Erkennt-
nisse, es gibt kein strukturiertes kommunales
Vorgehen. Und der letzte Punkt, den ich habe,
das ist die Straßenverkehrsordnung. § 45 StVO
muss eindeutiger in Richtung Lärm formuliert
werden. Und wenn wir eine Informationskam-
pagne machen, um Leute davon zu überzeu-
gen, sich leiser zu verhalten, dann muss man
auch mal gucken, ob man nicht über Ge-
schwindigkeiten auf Autobahnen redet und im
Innerortsbereich. Denn dann brauche ich an-
dere Autos, ich habe andere Autobahnen, ich
habe weniger Kosten. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Popp! Damit
kommen wir zu den Fragen der Abgeordneten.
Herr Simmling!

Abg. Werner Simmling: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Ich hätte zwei Fragen an Herrn
Dr. Attinger. Haben Sie sich bereits die Eck-
punkte des lärmabhängigen Trassenpreis-
systems der Deutschen Bahn angesehen und
wie bewerten Sie dieses Konzept? Die zweite
Frage: Können Sie uns in den Grundzügen das
schweizerische Trassenpreissystem erklären?

Vorsitzender: Herr Attinger, Sie haben das
Wort!

Dr. Robert Attinger (Bundesamt für Ver-
kehr): Es geht natürlich jetzt um Schienenlärm,
aber ich beantworte diese Frage gerne.

Vorsitzender: Eigentlich haben wir gesagt, wir
fangen mit dem Straßenlärm an. Aber die Ab-
geordneten sind in einem gewissen Umfang
souverän… Jetzt geht es doch durcheinander.
Deswegen beantwortet Herr Attinger das jetzt
auf die Schiene bezogen.

Dr. Robert Attinger (Bundesamt für Ver-
kehr): Ich muss sagen, ich haben mir das
deutsche System noch nicht im Detail ange-
schaut. Es ist mir auch nicht klar, ob es schon
im Detail bekannt ist. Es soll ja in einem Jahr in
Kraft treten. Was für uns klar ist, ist, dass damit
allein die Lärmminderung nicht erreicht werden
kann, dass es eben noch das Verbot lauter
Güterwagen braucht. Das ist unsere Erfahrung
und Erkenntnis, dass die Freiwilligkeit und der
Bonus allein nicht reichen werden, insbeson-
dere auch weil einzelne Wagen stören werden.

Bezüglich des Trassenpreissystems in der
Schweiz: Wir haben heute – das steht auch in
den Unterlagen – einen Lärmbonus von einem
Rappen pro Achskilometer. Wir werden das ab
1. Januar 2013 für lärmarme Wagen auf zwei
Rappen pro Achskilometer verdoppeln und
insbesondere eine zusätzliche Stufe für be-
sonders lärmarme Güterwagen mit Scheiben-
bremsen mit drei Rappen pro Achskilometer
einführen. Wir wollen damit auch der Branche
signalisieren: Mit der K- und der LL-Sohle ist die
Lärmminderung im Güterverkehr nicht abge-
schlossen, es geht weiter, es gibt zusätzliches
Potenzial. Wir hätten gerne in diesem System
einen Lärmwert als Kriterium gesetzt, das er-
reicht werden muss. Das ist heute leider tech-
nisch nicht möglich. Wir haben einen pragma-
tischen Ansatz über die Beschreibung der
Bremssysteme gewählt. Falls sich die Mög-
lichkeit ergibt, das auch auf Lärmwerte zu
stützen, werden wir das gerne anpassen. Falls
Deutschland ein solches System einführen
kann – mit seiner Marktmacht, sage ich mal –,
übernehmen wir das gerne.

Abg. Gustav Herzog: Zunächst natürlich herz-
lichen Dank an die Sachverständigen für ihre
fundierten Ausführungen. Das Interesse der
vielen Zuhörerinnen und Zuhörer zeigt ja, dass
es für die Anträge der SPD-Fraktion und der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN doch sehr
viel Berechtigung gibt. Ich konnte heute Morgen
lesen, dass auch eine grüne Landesministerin
aus Rheinland Pfalz und eine schwarze Lan-
desministerin aus Hessen eine Pressemittei-
lung herausgegeben haben, die sich auf diese
Anhörung des Bundestages bezieht. Also von
daher haben wir da auch volle parteiliche Rü-
ckendeckung. Aber ich glaube, durch die Bei-
träge der Sachverständigen ist ja auch deutlich
geworden: Millionen von Menschen sind enorm
betroffen, nicht nur belästigt, sondern auch
belastet. Darüber hinaus stellt sich ja die Frage,
wie wir es in unserem Land überhaupt noch
schaffen, Verständnis und Zustimmung für
Infrastruktur zu bekommen. Deswegen ist ja
auch der Antrag der SDP-Fraktion mit „Infra-
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strukturkonsens schaffen“ überschrieben.
Meine Frage an Herrn Bartolomaeus und Herrn
Jäckers-Cüppers ist zur Straße: Sie haben
beide angesprochen „Lärmkomponente einfü-
gen in die Kfz-Steuer oder in die Lkw-Maut“. Da
würde mich interessieren: Welchen Berech-
nungsmodus, welche Größenordnung würden
Sie uns da raten? Was gibt es noch an Mög-
lichkeiten, verursachergerecht im Straßenver-
kehr entsprechend zu belasten? Und vor allen
Dingen die spannende Frage – jetzt weiß ich
aber nicht, ob Sie das beantworten können:
Wie organisieren wir denn eine gerechte Ver-
teilung dieses Geldes? Die Kommunen sind
eigentlich diejenigen, die die Hauptlast zu tra-
gen haben, beim Straßenbau. Und schlechte
Straßen sind nun mal laute Straßen. Also wie
schaffen wir es, dass das Geld nicht irgendwo
versickert, sondern tatsächlich dann zur
Lärmsanierung der Straßen zur Verfügung
steht?

Dr. Wolfram Bartolomaeus (Bundesanstalt
für Straßenwesen): Ich habe in meinen Aus-
führungen zwar gar nichts darüber gesagt,
kann aber trotzdem Stellung nehmen, zumin-
dest zu dem Bereich, der die Bundesfernstra-
ßen angeht. Da ist es in der Tat möglich, dass in
dem Mautgesetz auch eine lärmabhängige
Komponente eingeführt werden kann, jeden-
falls nach EU-Recht. Wie das politisch umge-
setzt wird, das weiß ich nicht. Das weiß viel-
leicht Herr Jäckers-Cüppers besser.

Michael Jäckers-Cüppers (Deutsche Ge-
sellschaft für Akustik): Die Höhe der mögli-
chen Lkw-Maut ist in der Richtlinie der EU
festgelegt, da sind Maximalwerte definiert.
Deutschland müsste die Richtlinie in nationales
Recht transferieren und dann die Anwendung
auf die Lkw-Maut umsetzen. Problem ist vor
allen Dingen die Anlastung der externen Kosten
beim Pkw-Verkehr. Wir könnten das auch durch
eine Pkw-Maut machen, aber das ist natürlich
sehr aufwendig, das bedingt sehr hohe Trans-
aktionskosten. Möglicherweise wäre ein einfa-
cher Ansatz, einen Lärm-Cent in der Kraftver-
kehrssteuer einzuführen. Das Problem ist na-
türlich die Verteilung und Weiterleitung an die
Kommunen. Ich glaube, Deutschland hat sich
da in so eine gewisse Zwickmühle rein bege-
ben, was die Weiterleitung anbelangt. Aber
wenn man das politisch will, kann man das
lösen.

Abg. Herbert Behrens: Auch ich würde gerne
zur Straße fragen und meine beiden Fragen an
Herrn Guski richten. Sie haben sehr ein-
drucksvoll darüber gesprochen, was eigentlich
alles erforderlich ist. Nun würde ich Sie ganz
gern nochmal konkret darauf ansprechen. Wir

haben beispielsweise in Berlin die Situation,
dass wir hier mit vier unterschiedlichen Lärm-
kartierungen umgehen. Das ist ein extremes
Durcheinander und die unterschiedlichen Pa-
rameter, die wir dort festgestellt haben, sind
nicht mal so kompatibel, dass man ordentliche
Schlussfolgerungen daraus ziehen kann. Was
ist Ihre Meinung dazu? Würde durch eine Ver-
einheitlichung, und damit auch eine Vereinfa-
chung der Lärmkartografie, die Lösung eigent-
lich beschleunigt werden können? Und die
zweite Frage: Wir wissen, dass für Städte und
Gemeinden und für die Menschen insgesamt
natürlich eine Gesamtlärmbetrachtung im Vor-
dergrund steht. Da wird nicht differenziert,
zwischen dem, was mich belästigt oder was
mich belastet, sondern es ist einfach zu laut und
oft auch krankmachend laut. Nun denken wir
darüber nach, inwieweit eine integrierte Pla-
nung notwendig ist, um das zu machen. Wenn
Sie sich die gegenwärtigen Regelwerke an-
schauen, die uns zur Verfügung stehen, sehen
Sie eigentlich auf dieser Grundlage eine inte-
grierte Planung als möglich an? Oder muss es
da nicht andere Instrumente geben?

Prof. Dr. Rainer Guski (Ruhr-Universität
Bochum): Also ich bin ja nur Lärmwirkungs-
forscher. Das heißt also, ich kann eigentlich
über Regelwerke recht wenig sagen. Was Ihre
erste Frage angeht: Die Vereinheitlichung
würde zumindest aus Sicht der Bürger dazu
führen, dass man sagen kann: ich habe den
und den Pegelwert. Dann weiß ich vielleicht
auch, an wen ich mich wenden kann. Das wäre
für mich sozusagen das Mindestpositive an
dieser Vereinheitlichung. Ich bin jetzt nicht
sicher, wie weit die Akustiker es schaffen, sich
da auf ein gemeinsames Regelwerk zu einigen.
Aber das wäre doch eine Mindestvorausset-
zung, dass man mit den Bürgern sprechen
kann und dass die ihre Rechte wahrnehmen
können. Der zweite Punkt, Gesamtlärmbe-
trachtung, ist viel schwieriger. Das wissen wir
eigentlich schon seit langer Zeit, dass wir uns
bisher immer davor gedrückt haben, vernünf-
tige Felduntersuchungen zur Gesamtlärmwir-
kung zu machen. Wir haben eine DIN-Norm, da
wird das sozusagen angegangen, indem man
dann denkt, wir beziehen alles auf den Stra-
ßenverkehr und rechnen die Wirkungen bezo-
gen auf Schiene und Flug auf Straßenlärm um
und können das dann irgendwie addieren,
haben dann ein integriertes Gesamtmaß.
Welche Umsetzungsmöglichkeiten da existie-
ren, das tut mir leid, da bin ich kein Verwal-
tungsfachmann.

Abg. Stephan Kühn: Herzlichen Dank an die
Herren, die hier vorgetragen haben. Sie sind
darauf eingegangen, dass die Akzeptanz von
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Infrastrukturmaßnahmen in der Tat künftig da-
mit zu tun hat, inwieweit die Lärmbelastung für
die Betroffenen reduziert werden kann. Daraus
ergibt sich eine Frage an Herrn Dr.
Bartolomaeus. Sie sind auf die Frage „Fahr-
wege“ eingegangen, also: Was kann man an
den Oberflächen tun? Da gibt es einige For-
schungsprojekte, die schon länger zurück lie-
gen. Daraus ergibt sich für mich die Frage:
Welche Emissionsvorschriften – die wir ja für
Oberflächen von Fahrwegen nicht haben –
halten Sie für sinnvoll, auch im Ergebnis dieser
Forschungsprojekte? Was kann man da sozu-
sagen mit Blick auf die Lärmminderung raus-
holen? Haben Sie untersucht, welche Kosten in
dem Zusammenhang, beispielweise für die
Bundesfernstraßeninfrastruktur, entstehen wür-
den? Die zweite Frage, Herr Vorsitzender,
würde ich, wenn das erlaubt ist, an die Bundes-
regierung formulieren. Oder machen wir das
später?

Vorsitzender: Das haben wir schon öfter so
gemacht, das können wir so machen.

Abg. Stephan Kühn: Bei der zweiten Frage
geht es um die Minderung der Fahrzeugge-
räusche. Da ist es ja so, dass die Grenzwerte
schon sehr alt sind, nämlich aus dem Jahr
1995, dass es da eine Geräuschtypenprüfung
gibt, die eher Laborbedingungen unterstellt,
aber nicht Bedingungen im realen Straßen-
verkehr. Die EU-Kommission arbeitet seit 2007
an einer Novellierung dieser Grenzwerte und
auch an entsprechenden Messverfahren. Die
Bundesregierung hat ja in ihrem Bericht darauf
abgehoben und hat gesagt, dass bei den Ge-
räuschgrenzwerten für Kraftfahrzeuge die in-
tensiven Anstrengungen des BMVBS sich da
auszahlten, auch im Gespräch mit der EU. Nun
haben wir gehört, dass, im Gegensatz zu den
Vorstellungen der EU, die Bundesregierung die
neuen Grenzwerte zu einem wesentlich spä-
teren Zeitpunkt einführen will und da auch eine
Staffelung im Bereich Lkw oder höher motori-
sierter Pkw vorsieht. Insofern möchte ich die
Bundesregierung fragen, wie sie denn unter
diesen Rahmenbedingungen die gesetzten
Ziele im Verkehrslärmschutzpaket glaubt er-
reichen zu können.

Dr. Wolfram Bartolomaeus (Bundesanstalt
für Straßenwesen): Ja, Herr Kühn, gerne
nehme ich dazu Stellung. Es ist nämlich auch
für uns ein Anliegen, neuartige lärmarme
Straßenbeläge möglichst bald in die Praxis
umzusetzen. Das haben wir jetzt in der jünge-
ren Vergangenheit auch schon getan. Unsere
stärkste Waffe zur Bekämpfung der Lärmemis-
sionen direkt an der Quelle ist im Bundesfern-
straßennetz, also insbesondere auf Autobah-

nen, der offenporige Asphalt. Den haben wir,
vor drei Jahren glaube ich, mit minus 5 dB auf 8
Jahre festgeschrieben. Also da ist es immer ein
Problem der Langlebigkeit der akustischen
Wirksamkeit, weil das ein sehr offenporiger
Belag ist, der zum Verschmutzen neigt und
dann alle acht oder zehn Jahre wieder ausge-
wechselt werden muss. Da sind wir aber im
Vergleich zu den davor liegenden Generatio-
nen vorangekommen. Was wir jetzt letztes Jahr
neu hatten, war der lärmarme Gussasphalt, der
– neben dem Splittmastixasphalt – als Asphalt-
bauweise auch eingesetzt werden kann, mit
einer Pegelminderung von -2 dB. Daneben
haben wir im Augenblick gerade – auch auf
Autobahnen – den DSHV, also Dünnschicht im
Heißeinbau auf Versiegelung, der mindestens
ein Potenzial von -2 dB hat, eventuell noch weit
mehr. Wir sortieren gerade die Messungen.
Den wollen wir auch noch möglichst bald ein-
setzen. Aber dann sind unsere Möglichkeiten
bei diesen Belägen erst mal erschöpft, weil
alles, was neu kommt, auch erprobt werden
muss, und zwar nicht nur bautechnisch, son-
dern auch akustisch. Das haben wir gerade
beim offenporigen Asphalt gelernt, dass der
eben zu Anfang wunderbare Werte hat, aber
nach zwei, drei Jahren gehen die wieder ver-
loren. Und ich kann ja nicht alle fünf Jahre die
Straßendecke auswechseln. Das sind dann
immense Kosten, die man dann eventuell nicht
mehr vertreten kann. Denken Sie auch an
Staus und solche Dinge. Das ist dann unprak-
tikabel. Von den Kosten her ist natürlich der
offenporige Asphalt teurer als die anderen
Belege. Aber so ein Dünnschichtasphalt ist
nicht wesentlich teurer. Also da spricht man von
wenigen Euro pro Quadratmeter. Gut, das
summiert sich natürlich über die Flächen. Aber
das sind nicht die großen Kosten. Das spart
man auf der anderen Seite ja durch niedrigere
Lärmschutzwände und solche Dinge ein.

Ich habe mich jetzt hier auf die Bundesfern-
straßen bezogen. Im innerörtlichen Bereich
sieht die Lage leider anders aus. Im innerörtli-
chen Bereich ist es bis heute so, dass wir kei-
nen einzigen Belag mit einer amtlich festge-
stellten Pegelminderung haben. Dass da keine
Möglichkeit besteht, liegt aber daran, dass es
einfach in den RLS 90 nicht umgesetzt ist. Wir
haben da eine starre Tabelle 4, da stehen die
ganzen Beläge drin, die eingesetzt werden
können. Und innerorts gibt es keinen einzigen
Belag, der mit einer Pegelminderung, also mit
einem negativen Wert, belegt ist. Davon wollen
wir dringend weg. Also die Überarbeitung der
RLS, der Richtlinie für Lärmschutz an Straßen,
die jetzt läuft, sieht so aus, dass neben dieser
Tabelle auch ein Verfahren etabliert werden
soll, damit eben neue Beläge – die ja überall

http://www.google.de/url?url=http://de.wikipedia.org/wiki/Asphalt%23Splittmastixasphalt&rct=j&q=splitt+mastix+asphalt&usg=AFQjCNFA_VK1YnZULvgAK8qDkM3WpdvgMg&sa=X&ei=c-0PT7r3EJD9sgaluJUi&sqi=2&ved=0CE0QygQwAA&cad=rja
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entstanden sind, in den Städten, im Rahmen
des Konjunkturpakets, auf Druck der Umge-
bungslärmrichtlinie – auch irgendwann mal in
die Praxis umgesetzt werden können, wenn sie
sich denn bewähren. Ich warne aber auch
davor, jetzt jeden Modebelag sofort einzuset-
zen und mit einem Wert zu versehen. Wenn da
eventuell noch nicht mal bautechnisch die
Haltbarkeit nachgewiesen ist, dann tut man da
auch nichts Gutes. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Bartolmaeus!
Für die Bundesregierung Herr Voswinkel!

RD Martin Voswinkel (BMVBS): Ich vertrete
das Bundesverkehrsministerium, und dort das
Grundsatzreferat für Lärm. Ihre Frage nach der
Senkung der Geräuschgrenzwerte für Kraft-
fahrzeuge kann ich nicht so präzise beantwor-
ten, wie Sie sie gestellt haben, sondern nur vom
Verfahren her. Es gibt da Kollegen, die sich
damit intensiver und auf Tagesgeschäftsbasis
befassen. Es ist richtig, dass die Grenzwerte
aus dem Jahre 1995 stammen. Und es ist auch
richtig, dass wir im Moment auf dem Weg sind,
die zu überprüfen und neu zu fassen. „Wir“
heißt in diesem Fall nicht national, Deutsch-
land, sondern das passiert im UNECE-Rahmen
und im EU-Rahmen. Wenn man das sagt, weiß
man auch gleich, es dauert. Also es ist ein
langer Weg und das Ziel wird nicht in zwei
Jahren erreicht. Es liegt aber schon ein Gutteil
hinter uns. Das Verfahren, was diesen Ge-
räuschgrenzwertfestsetzungen zu Grunde liegt,
das Messverfahren, der Prüfzyklus, ist schon
novelliert, und zwar anerkannt novelliert. Erst
auf UNECE-Ebene, jetzt inzwischen auch, nach
zweijährigen Prüfungen, auf EU-Ebene. Was
jetzt im Moment passiert, ist die Verarbeitung
dieses neuen Messverfahrens, dieses neuen
Prüfzyklus, in einen Vorschlag. Darauf warten
wir. Im Grunde sollte er schon vorliegen. Ich
glaube, in dem alten Bericht, also in dem Vor-
gängerbericht zum Sachstand der Umsetzung
des Nationalen Verkehrslärmschutzpaket, der
Ihnen vorliegt, war von 2011 die Rede. Damit
rechnen wir jetzt nicht mehr. Aber die Kom-
mission wird im Frühjahr, nehme ich an, ihren
Vorschlag vorlegen. Und der wird dann auch
auf einem zeitgemäßen Prüfzyklus beruhen.
Alles Weitere müssen wir jetzt den Sachver-
ständigen dort überlassen, wobei wir natürlich
als Bundesregierung intensiven und großen
Wert darauf legen, dass da etwas Vernünftiges
bei rauskommt. Vernünftig heißt, dass die Au-
tos leiser werden. Sie fragten noch nach der
Zielerreichung der Lärmsenkungsziele des
nationalen Verkehrslärmschutzpaketes. Das ist
eine Mischung von Maßnahmen. Und die
Senkung der Geräuschgrenzwerte – das wis-
sen alle hier – ist die entscheidende Stell-

schraube, auch im Schienenbereich. Insofern
kommt dem Erfolg dort, bei der Senkung der
Geräuschgrenzwerte entscheidende Bedeu-
tung zu, auch für die Erreichung unserer
Lärmsenkungsziele.

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Kollegin
Ludwig, Sie haben sich für die Runde „Schiene“
gemeldet!

Abg. Daniela Ludwig: Nachdem hier sowieso
eine ständige Vermischung stattfindet, Herr
Vorsitzender, bitte ich um Verständnis, dass
sich vermutlich auch in meinen Fragen diese
beiden Thematiken vermischen, zu Recht na-
türlich auch. Deswegen möchte ich gerne zu-
nächst eine Frage an Herrn Popp richten. Sie
haben ein Thema angesprochen, von dem ich
glaube, dass es wahrscheinlich eines der
Wichtigsten ist. Sie haben nämlich die Frage
aufgeworfen, wie wir die Mehrfachbelastung
regeln. Das ist in Transitregionen ein nicht zu
unterschätzendes Problem, da wir sehr häufig
Bürger mit Grundstücken haben, die an einer
Schienentrasse liegen, die – nur unwesentlich
entfernt – noch durch eine Autobahn ergänzt
wird. Das ist für den Belastungsdruck vor Ort
natürlich erheblich. Jetzt hätte ich gerne von
Ihnen konkret erfahren: Haben Sie Vorstellun-
gen, wie wir mit diesen Mehrfachbelastungen
umgehen können? Denn das ist wirklich etwas,
das mich auch umtreibt. Die zweite Frage, Herr
Vorsitzender, an Herrn Hecht. Sie haben in
einem Satz gesagt, Sie würden gerne sehen,
dass wir von politischer Seite die 16. Bundes--
Immissionsschutzverordnung verändern. Kön-
nen Sie mir ein paar Anhaltspunkte geben, die
Ihnen an dieser Stelle am dringlichsten er-
scheinen? Vielen herzlichen Dank!

Christian Popp (LÄRMKONTOR GmbH):
Vielen Dank für die Frage, Frau Ludwig!
Mehrfachbelastung – das wird jetzt sehr teuer,
wenn ich darauf antworte. Das Thema bewegt
uns seit dem ersten Verkehrslärmschutzge-
setzentwurf. Der war deswegen auch mit der
Mehrfachbelastung nicht finanzierbar, weil es
nämlich keine Einigung darüber gab, wer in
welchen Fällen was zahlt. Also wenn ich zwei
Straßen unterschiedlicher Baulastträger habe,
geht das ja schon los. Und wenn dann noch die
Bahn dazu kommt… Ist die Bahn jetzt wesent-
lich geändert oder ist es ein Sanierungsfall?
Das ist eine Matrix. Also als junger Beamter
habe ich in Hamburg, glaube ich, mal 128
Kombinationen aufgestellt. Das ist heute nicht
weniger. Und die muss man abdecken. Das
geht, aber das kann man nicht einfach so in drei
Sätzen beantworten. Wir haben bei der Straße
unterschiedliche Baulastträgerschaften. Bei der
Bahn war das früher relativ einfach, da gab es
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die Bundesbahn. Und jetzt gibt es eben auch
noch ganz viele andere Baulastträger. Das
muss man unter einen Hut bekommen und
dann über Bestand und Vorsorge nachdenken.
Wenn man das zusammen hat, dann weiß man
auch was es kostet. Ich kann das konkret be-
antworten, aber das würde den Rahmen
sprengen.

Prof. Dr. Markus Hecht (TU Berlin): Die Frage
nach der 16. Bundes-Immissionsschutzverord-
nung beinhaltet natürlich auch den Lärmbonus
mit den 5 Dezibel. Es geht ja weniger um die 5
Dezibel als um die verursachten Kosten. Es gibt
viele Studien darüber, wie viel effizienter
Lärmminderung an der Quelle gegenüber
Lärmminderung am Ausbreitungsweg wäre.
Also der Daumenwert, den STAIRRS vor 10
Jahren ermittelt hat, ein großes EU-Projekt, war
2,5. Also wir geben das zweieinhalbfache an
Geld aus und erreichen dieselbe Wirkung, wie
wenn wir an der Quelle etwas machen. Das ist
ziemlich plakativ die Aussage.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Hecht! Herr
Popp, ich glaube, es wäre für alle Ausschuss-
mitglieder hilfreich, wenn Sie die Frage, die
Frau Ludwig an Sie gestellt hat, kurz schriftlich
beantworten könnten, wenn es für Sie
unaufwändig wäre. Herr Herzog, Sie haben als
Nächster das Wort!

Abg. Gustav Herzog: Jetzt kommen wir zur
Schiene. Und da muss ich mal feststellen, dass
wir im Jahre 1999 mit der Lärmsanierung an der
Schiene mit 50 Millionen Euro begonnen ha-
ben. Jetzt sind wir bei 100 Millionen Euro.
Trotzdem, und das ist hier auch von den
Sachverständigen gesagt worden, haben die
Menschen vor Ort, auch dort wo wir Kilometer
für Kilometer passiven Lärmschutz gemacht
haben und tausende von Fenstern ausge-
wechselt worden sind, nicht den Eindruck, dass
es wirklich eine Entlastung für die Menschen
war. Deswegen gibt es ja unterschiedliche
Vorstellungen, wie es jetzt weiterzugehen hat,
damit nun tatsächliche Erfolge kommen. Meine
Frage geht an Herrn Hecht und Herrn
Jäckers-Cüppers, zu dem Komplex der Eck-
punktevereinbarung zwischen Ministerium und
DB AG. Ich habe von Ihnen auch gehört, dass
Sie diese Vereinbarung nicht für ausreichend
halten, um tatsächlich den Lärm so zu mindern,
dass die Menschen im Mittelrheintal es spüren.
Ich würde Sie bitten, Ihre Kritik an dieser Eck-
punktevereinbarung nochmal im Hinblick auf
den Bonus darzulegen. Ist er ausreichend?
Was erwarten Sie an Folgeregelungen? Damit
den Wirtschaftsbeteiligten klar ist, was in acht
Jahren passiert. Und insbesondere die Frage:
Wird mit bereits umgerüsteten oder neuen

Wagen, die bereits leise sind, richtig umge-
gangen? Und vielleicht noch nebenbei die
Frage: Was halten Sie von qualifizierten Fahr-
verboten? Darauf hat mich der Kollege aus der
Schweiz gebracht. Sie haben ja signalisiert, Sie
wollen ein Fahrverbot für laute Wagen. Ist das
auch für Deutschland realistisch?

Vorsitzender: Herr Hecht, Sie wollen anfan-
gen!

Prof. Dr. Markus Hecht (TU Berlin): Also
lärmabhängige Trassenpreise sind im Grund-
satz positiv. Der Verursacherbezug ist gege-
ben. Aber in der Tat ist bei diesem Eckpunk-
tepapier einiges zu kritisieren. Zum einen fängt
es erst nächstes Jahr an. Und im Moment ist zu
beobachten, dass alle Anstrengungen im Gü-
terverkehr eingestellt werden, weil ja nur
Fahrzeuge berücksichtigt werden, die ab dann
saniert werden. Also die, die jetzt sanieren, die
gehen leer aus. Das kann nicht sein! Dann sind
die Beträge zu klein. Man hört immer, man
dürfe nicht subventionieren. Also im Umwelt-
bereich darf ich eigentlich subventionieren,
soweit ich die EU verstanden habe. Was eben
auch der Fall ist: die lauten Wagen bestimmen
dann letztendlich den Pegel. Es gilt das loga-
rithmische Additionsgesetz. Also wenn ich noch
viele laute Wagen drin habe – und es wird
davon ausgegangen, dass in 10 Jahren 20
Prozent laute Wagen noch da sein werden –,
dann bringt das nur 5 Dezibel. Und wir haben
ein 25-Dezibel-Problem. Also es ist eine kleine
Maßnahme, die etwas in die richtige Richtung
geht, aber deutlich zu wenig. Die Frage qualifi-
ziertes Nachtfahrverbot oder qualifiziertes
Fahrverbot: das ist in der Tat das Einzige, das
schlagartig Erfolg bringen würde. Alle anderen
Maßnahmen sind, eben wegen dieses loga-
rithmischen Additionsgesetzes, im ersten Mo-
ment ohne spürbare Auswirkungen. Das heißt
in den ersten Jahren – bei Eisenbahnen muss
man immer im Acht-Jahres- Turnus denken –
egal was man macht, die ersten zwei, drei
Jahre wird man nichts merken, wenn man nicht
drastische Maßnahmen ergreift, etwa über
Fahrverbote – dann merke ich es von heute auf
morgen.

Michael Jäckers-Cüppers (Deutsche Ge-
sellschaft für Akustik): Im Grundsatz ist auch
der ALD für lärmabhängige Trassenpreise als
wichtiges Instrument zur Internalisierung. Die
Eckpunktevereinbarung hat vor allen Dingen
das Defizit, dass der Bonus nicht ausreichen
wird, die Umrüstung zu stimulieren, weil näm-
lich die erhöhten Betriebskosten durch die
neuen Bremsen nicht finanziert werden. Das
heißt, ein Wagenhalter wird wahrscheinlich bis
zum Ende der Förderperiode warten und dann
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erst umrüsten. Das heißt, wir brauchen unbe-
dingt Zusatzelemente, Zusatzinstrumente, um
klarzumachen: ab 2020 darf in Deutschland
kein graugussklotzgebremster Zug mehr fah-
ren. Das, denke ich, habe ich schon gesagt, am
besten durch eine europäische Betriebsbe-
schränkungsrichtlinie, die Deutschland er-
mächtigt, diese Verbote auszusprechen. Dafür
sollte sich die Bundesregierung einsetzen. Was
ich weiter bemängeln würde, ist, dass in der
Eckpunktevereinbarung nicht das gemacht
wird, was die Schweiz tut, also eine Stimulie-
rung für besonders leise Fahrzeuge. Wir haben
ja das Problem: es gibt leise Komponenten, die
sind aber nicht zugelassen, die werden auf dem
Markt nicht angeboten, weil angeblich keine
Nachfrage ist. Und um das in Gang zu setzen,
bräuchten wir einen besonderen Anreiz für die
besonders leisen Fahrzeuge. Das könnte die
Bahn schon heute machen, im Rahmen des
bestehenden Systems.

Abg. Sabine Leidig: Ich würde gerne an die-
sem letzten Satz „das könnte die Bahn heute
schon machen“ anschließen. Ich möchte dazu
Herrn Diehl fragen. Wir haben einiges gehört,
was heute schon möglich ist. Stand der Technik
ist. Also wir haben es nicht im Detail gehört,
aber wir kennen eine ganze Reihe von Maß-
nahmen, auch am Gleisbett, am Gleisausbau
und an der Ausgestaltung von Neubaustrecken.
Die Bahn ist bisher – soweit wir es auch an der
Rheinschiene beobachten können – kaum
bereit, über das hinaus, wozu sie gezwungen
wird, Lärmschutz an der Quelle zu organisieren.
Und zugleich lesen wir – gerade vorgestern –,
dass die Bahn nicht nur in diesem Jahr zwei
Milliarden Euro Gewinn ausweisen möchte,
sondern dies im nächsten Jahr noch auf 2,7
Milliarden Euro Gewinn steigern will. Wie ist die
Debatte bei den Bürgerinitiativen, bei den Be-
troffenen an der Rheinschiene zu dieser Frage?
Also wie verhält sich die Bahn und was erwar-
ten sie als Bürgerinnen und Bürger, die da am
meisten von diesen Problemen betroffen sind,
vom Bund als Eigentümer der Bahn? Das finde
ich, ist nochmal so ein politisches Thema, was
hier ja auch hingehört. Die zweite Frage geht an
Herrn Attinger. Sie sind ja als Vertreter einer
schweizerischen Behörde hier. Und die
Schweiz ist ja eine Marktwirtschaft, es ist ein
Transitland; es ist vieles vergleichbar mit der
Situation in der Bundesrepublik. Und dennoch
haben Sie auch formuliert, dass es deutliche
Unterschiede gibt, was die Lärmbekämpfung –
vor allen Dingen im Schienenverkehr – angeht.
Meine Frage ist jetzt: Wie ist die politische
Debatte? Wie bekommen Sie es hin, dass Sie
bis zu Verboten gehen können, ohne dass es
einen Aufschrei gibt, dass die freie Marktwirt-
schaft dadurch eingeschränkt wird und so

weiter? Denn das ist ja ein Thema, das uns hier
auch permanent beschäftigt, dass praktisch die
Politik sich schwertut, in die konkreten be-
triebswirtschaftlichen Abläufe regulierend ein-
zugreifen. Und Sie tun es und haben damit
relativ großen Erfolg. Und warum kein Auf-
schrei?

Dr. Roland Diehl (IG BOHR): Vielen Dank für
die Frage: Wie sehen die Bürgerinitiativen das?
Man kann der Bahn natürlich nicht übel neh-
men, dass sie sich an die Rechtslage hält. Sie
betont das ja auch immer wieder. Gefragt ist der
Gesetz- und Verordnungsgeber. Solange man
der Bahn diese Spielräume lässt, über die
16. Bundesimmissionsschutzverordnung zum
Beispiel, wird sie sie auch ausnützen. Deswe-
gen ist die große Bitte von uns: Setzen Sie ein
erstes Zeichen und beseitigen Sie den Schie-
nenbonus! Das reicht natürlich nicht aus, Prof.
Hecht hat es gesagt. Aber damit fängt es schon
mal an. Die Lärmschutzmaßnahmen der Bahn,
gerade bei der Planung am Oberrhein, sind so
auf Kante genäht, wenn sie 5 dB mehr Lärm-
schutz bringen muss, dann fallen verschiedene
Trassenwahlen weg. Wir wollen ja eine andere
Trasse, weil wir der Meinung sind, wenn man
die Trasse richtig wählt, hat man sehr viele
Lärmschutzmaßnahmen schon überflüssig
gemacht – genau das, was Herr Hecht auch
sagt. An der Quelle müssen wir das Übel be-
kämpfen, nicht seine Symptome. Das ist für uns
ganz entscheidend. Helfen Sie uns, der Bahn
dieses Schlupfloch Schienenbonus zu ver-
stopfen, dann haben wir schon sehr viel er-
reicht.

Dr. Robert Attinger (Bundesamt für Ver-
kehr): Der Lärmschutz der Bahn in der Schweiz
ist vom Volk eigentlich sehr gut legitimiert. Wir
hatten 1998 eine Volksabstimmung, da wurden
die beiden Basistunnel durch die Alpen bewil-
ligt, mit Kosten von rund 20 Milliarden. Gleich-
zeitig genehmigte das Volk einen Kredit von
rund zwei Milliarden für den Lärmschutz der
Bahnen. Wir hatten dann 2009 einen Antrag an
unser Parlament, diesen Kredit zu reduzieren,
weil wir sahen, dass wir die Lärmsanierung
günstiger realisieren können. Wir wollten die-
sen Kredit um 500 Millionen kürzen. Wir gehen
von Gesamtkosten von rund 1,2 Milliarden für
die Lärmsanierung aus. Das Parlament hat
gesagt: „Nein, wir reduzieren diesen Kredit
nicht. Prüfen Sie weitere Maßnahmen.“ Und
das ist jetzt eigentlich der Auftrag des Parla-
ments, den wir im Augenblick haben und womit
wir im nächsten Jahr wieder mit einer Botschaft
in unser Parlament gehen, um über die Ver-
wendung dieser zusätzlichen Mittel zu befin-
den.
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Weshalb steht auch das Volk so stark hinter
diesem Lärmschutz? Wir haben viele Leute, die
in den Alpentälern entlang der Transitachsen
wohnen, die stark mit Bahnlärm belastet sind
und dafür Verständnis haben. Und auch bei uns
als Vollzugsbehörde und Aufsichtsbehörde der
Bahnen besteht das Bestreben, dieses Anlie-
gen ernst zu nehmen, denn wir möchten den
Verkehr auf die Schiene verlagern. Wir sehen
aber auch, wenn wir dem Umweltanliegen nicht
gerecht werden, kommt auch der Druck in
Richtung auf die Einschränkung des Bahnver-
kehrs. Wir haben ja auf der Straße ein Nacht-
fahrverbot für Lkw. Es ist natürlich auch schon
der Ruf gekommen: „Nachtfahrverbot für Gü-
terverkehr auf der Schiene!“ Da ist für uns klar,
das geht nicht, sonst können wir die Ver-
kehrsverlagerung auf die Schiene schlicht
vergessen. Wir haben die Kapazitäten nicht,
den ganzen Güterverkehr während der Ta-
gesperiode zu führen, wo der Personenverkehr
in den Agglomerationen und auch im Transit
sehr stark ist. Wir müssen es erreichen, dass
wir einen umwelt- und lärmverträglichen Gü-
terverkehr auch in der Nacht führen können, um
unser Netz optimal auszulasten. Wir sehen
eben, wenn der Widerstand mal genügend groß
ist, kann es schwierig werden. Und es ist
sinnvoller pro aktiv dieses Thema anzugehen
und Lösungen anzubieten.

Dr. Valerie Wilms: Ich bleibe jetzt auch weiter
bei den Schienenthemen. Also wenn ich das so
betrachte – wir haben jetzt schon eine ganze
Menge gehört – laufen wir doch eigentlich in
eine ganz große Problemsituation hinein –
wenn wir nicht da schon jetzt sind, wenn ich an
das Mittelrheintal denke –, dass wir die eigent-
lich von uns sehr gewünschte Verkehrsverla-
gerung, im Sinne auch des Kombinierten Ver-
kehrs – wie Sie es auch in der Schweiz ge-
macht haben, Herr Attinger, mit Ihren beiden
Volksentscheiden dort –, dass wir das Ziel,
dass wir sehr viel mehr Verkehr auf die Bahn
bekommen, gefährden, dass wir Gefahr laufen,
dieses eigentlich sehr sinnvolle Verkehrsmittel
Schiene durch die Lärmproblematik praktisch
aus dem Markt zu entfernen, kaputt zu machen,
wenn wir so weitermachen wie wir da bisher
vorgehen. Und gerade auch der Schienenbo-
nus ist da ein nicht ganz unerheblicher Be-
standteil, den man heute beim besten Willen
nicht mehr erklären kann. Ich habe das auch in
der Kommunalpolitik erlebt, wo man eigentlich
nicht mehr erklären kann, warum der noch da
ist und warum der Bahnlärm auf einmal so viel
besser sein soll als jeder andere Lärm, der auf
die Menschen zukommt. Darum müssen wir da
jetzt auch dringend ran und was tun.

Ich habe an unsere Sachverständigen, die wir

eingeladen haben, zwei Fragen. Und zwar
beide Fragen an Herrn Popp. Sie haben in Ihrer
Stellungnahme darauf hingewiesen, dass es
mehr als unsicher ist, ob es sinnvoll ist, Land,
Luft, Wasser und so weiter in einem Gesetz
abzuhandeln. Worauf gründet sich Ihre Unsi-
cherheit? Was sind dort Ihre wesentlichen
Bedenken? Und der zweite Themenkomplex:
Sie haben in Ihrer Stellungnahme das geplante
lärmabhängige Trassenpreissystem ange-
sprochen, das ab der nächsten Fahrplanperi-
ode in Gang kommen soll. So richtig harte
Maßnahmen sollen dann aber wohl doch erst
ab 2020/2021 kommen. Inwieweit könnte man
das so umgestalten, dass dort dann auch wirk-
lich ein vernünftiger Investitionsanreiz für den
Einsatz besonders leiser Güterwagen kommt?
Wie hoch müsste denn so eine Belohnung
ausfallen, um diese stärkeren Anreize zu set-
zen? Dann hätte ich noch eine ergänzende
Frage an die Bundesregierung: Wann kommt
denn eigentlich der Gesetzentwurf, der sich mit
der Abschaffung des Schienenbonus beschäf-
tigen soll? Da gibt es ja verschiedene Gerüchte.
Kollege Fischer hat sich ja auch schon mal
geäußert. Lucia Puttrich, unsere ehemalige
Kollegin, hat sich jetzt auch geäußert, dass da
möglichst etwas kommen soll. Wird es denn
wirklich erst 2017 oder können wir da mit etwas
früheren Daten rechnen? Danke!

Vorsitzender: Gut, zwei Fragen – eine an Herr
Popp.

Christian Popp (LÄRMKONTOR GmbH):
Wirklich nur eine! Die zur Bahn kann ich nicht
beantworten, dazu habe ich auch nichts ge-
schrieben. Aber zu den verschiedenen Quellen
in einem Gesetz. Na ja, diese verschiedenen
Quellen in unterschiedlichen Rechtsgrundlagen
sind ja wunderbar verteilt über die Gesetzes-
landschaft in Deutschland. Und das ist ein
Problem. Alle Lärmquellenarten – Flugverkehr,
Schiene, Straße – haben so viele unterschied-
liche Facetten und so viele unterschiedliche
Anwendungsbereiche, dass ich froh wäre – und
das habe ich auch in meiner Stellungnahme
gemeint – wenn ich Straße und Schiene, diese
haben die meisten Verwandtschaften, so zu-
sammenfügen könnte, dass die Leute nicht
mehr eine Lärmkarte nach der Umgebungs-
lärmrichtlinie sehen und zum Beispiel Tempo
30 fordern und dann aber die Straßenver-
kehrsbehörde sagt: Jetzt rechnen wir aber erst
mal nach den nationalen Verfahren. Es wäre
sehr schön, und da schließe ich mich auch
nochmal ausdrücklich Herrn Bartolomaeus an,
wenn man die erdgebundenen Verkehrsmittel
zusammenführen könnte. Straße und Schiene
gehören zusammen. Es gab wirklich einen
guten Vorschlag Ende der 70er Jahre, den
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muss man mal nachlesen. Den haben wir alle
wieder vergessen.

PSts Enak Ferlemann: Frau Kollegin
Dr. Wilms, die Bundesregierung arbeitet mit
zwei Ressorts an diesem Thema, dem Um-
weltministerium und dem Verkehrsministerium.
Hier geht es ja neben den Verordnungen auch
um die Frage des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes, für das die Kollegen dort federfüh-
rend sind. Die Bundesregierung befindet sich
hierzu noch in Abstimmungsgesprächen. Das
Thema ist nicht einfach, weil wir viele ver-
schiedene Gesichtspunkte berücksichtigen
müssen. Gehen Sie davon aus, dass 2012, also
im nächsten Jahr, die dementsprechenden
Vorschläge in Parlament eingebracht werden.

Abg. Dirk Fischer: Ich möchte an die Darstel-
lung von Herrn Möhler anknüpfen, dass in der
Schweiz ein differenzierter Schienenbonus
gewährt wird, orientiert an der Vorbeifahrhäu-
figkeit. Diese ist natürlich relevant, will ich ein-
gangs sagen, weil man längere Lärmpausen
hat. Aber wir machen ja den lautesten Schie-
nenverkehr, den Güterverkehr, ungestört zwi-
schen nachts um ein Uhr und morgens um fünf
Uhr. Und wenn jemand durch einen lauten
Güterverkehr aus dem Nachtschlaf gerissen
wird und nicht wieder einschlafen kann, dann ist
das mit der Vorbeifahrhäufigkeit auch nicht
ganz so unproblematisch. Ich will aber eine
Frage daran anknüpfen, an Herrn Dr. Attinger
und Herrn Möhler: Das heißt doch, dass im
Ergebnis dann im Planfeststellungsbeschluss
eine Nutzungsbeschränkung enthalten ist. Das
heißt wiederum, dass, wenn zum Beispiel
sechs Durchfahrten pro Stunde erlaubt sind,
der Disponent der Netzgesellschaft nicht in der
Lage ist, darüber hinaus mehr Verkehr abzu-
wickeln – unser politisches Ziel „mehr Verla-
gerung von Verkehr von der Straße auf die
Schiene“ – oder aber aktuelle Umleitungsver-
kehre wegen irgendwelcher Streckenstörungen
auf anderen Strecken nicht möglich sind. Das
heißt also, es wäre dann auf ewig und immer
die Abwicklung vom Mehrverkehr nicht möglich.
Ist es dann nicht klüger – und das ist meine
Frage – universellere Lösungen umzusetzen,
die unsere politischen Ziele besser unterstüt-
zen und das heißt, dass man ohne jede Diffe-
renzierung den Schienenbonus abschaffen
muss?

Dr. Robert Attinger (Bundesamt für Ver-
kehr): Sie haben ein interessantes Thema
angesprochen, mit dieser Emissionsplafonie-
rung. Das kennen wir eigentlich in der Schweiz.
Nach der Lärmsanierung haben wir festgelegt,
welche Immissionen an den maßgebenden
Punkten entlang des Streckennetzes zulässig

sind. Falls diese Immissionen längerfristig über-
schritten werden, sind weitergehende Maß-
nahmen zu prüfen. Das sieht unserer Lärm-
schutzgesetzgebung so vor. Es ist nicht so,
dass das dann in der Disposition im täglichen
Verkehr passiert. Es ist eigentlich angedacht,
dass man das längerfristig überprüft, aufgrund
des Verkehrs, der auf der Strecke gefahren wird
und des verwendeten Rollmaterials. Es liegt
dann also im Interesse der Bahn, dass sie
leiseres Rollmaterial auf der Strecke verkehren
lässt. Sie hat dann die Möglichkeit, im gleichen
Kontingent mehr Züge fahren zu lassen. Das ist
der Ansatz, den eigentlich unsere Gesetz-
gebung vorsieht. Das andere Problem sind
dann die Spitzenpegel. Das haben wir nicht
vorgesehen. Wir hatten 1963 bis 1980 solche
Spitzenpegel als Richtwerte in unsere Ge-
setzgebung drin. Man hat das aus verschie-
denen Gründen dann mit dem Mittelungspegel,
dem energieäquivalenten Dauerschallpegel,
abgelöst, denn mit der Behandlung von Spit-
zenpegeln ergeben sich zahlreiche Fragen.
Auch Ihre Ausbreitungsmodelle, die den Lärm-
kartierungen zugrunde liegen, werden damit
nicht ohne weiteres umgehen können. Das
könnte ein Problem sein, wenn man einen
solchen Wechsel vollzieht, dass man ein paar
Jahre gar nichts macht, außer Modelle zu ent-
wickeln. Wenn ich sehe, wie lange die Schall 03
brauchte, um erneuert zu werden, sehe ich da
große Probleme, solche Spitzenpegel einzu-
führen, die Apriori mal nicht der Lärmminderung
dienen, aber sicher neue Berechnungsverfah-
ren und neue Beurteilungen erfordern. Deshalb
habe ich Ihnen da auch etwas zur Zurückhal-
tung geraten. Wir haben das bei uns eigentlich
so entschieden, das jedenfalls in den nächsten
Jahren nicht zu machen.

Ulrich Möhler (Möhler + Partner Ingenieure
AG): Zu der Vorbeifahrhäufigkeit: Es ist ja heute
schon so: bei Planungen gehen wir von be-
stimmten Verkehrsmengen aus, die dann
Grundlage für die Dimensionierung der Schall-
schutzwände sind, bei Neu- und Ausbaustre-
cken. Zukünftig, mit einer Abhängigkeit des
Schienenbonus von der Vorbeifahrhäufigkeit,
könnte das schon in dieses Berechnungsver-
fahren mit einfließen. Es würde dann im Er-
gebnis so sein, dass dann bei den Planungen,
bei denen hohe Vorbeifahrhäufigkeiten gege-
ben sind, die Schallschutzwände entsprechend
höher ausgestaltet werden müssen. Also aus
meiner Sicht würde sich im Verfahren dann
nicht viel ändern. Man könnte das durchaus
umsetzen. Zu der Frage mit den Maximalpe-
geln: Ich sehe das nicht ganz so kritisch. Die
Schall 03, die wir vorbereitet haben, die hat
schon die Instrumente, dass man Maximalpe-
gel rechnen könnte. Ich denke, im Fluglärm ist
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das bei uns schon umgesetzt, die Mittelungs-
pegel- und Maximalpegelbeurteilung, so dass
ich da nicht so pessimistisch wäre, wie der
Kollege Attinger.

Abg. Martin Burkert: Nachdem die durch
Schienenlärm verursachten Gesundheitskos-
ten in Europa auf ca. acht Milliarden Euro ge-
schätzt werden, ist es, glaube ich, neben der
Frage der Akzeptanz, auch deswegen not-
wendig, dass wir zu einer Abschaffung des
Schienenbonus kommen. Herr Jäckers-
Cüppers, ich hätte an Sie die Frage: Was halten
denn Sie für eine vernünftige Zeitspanne für die
Abschaffung des Schienenbonus, auch unter
wirtschaftlicher Betrachtung für die Eisenbahn-
verkehrsunternehmen? Ist es beispielsweise
schrittweise sinnvoll? Die zweite Frage geht an
Herrn Hecht. Nachdem wir ja ca. noch 28 Jahre
Lärmmaßnahmenstau vor uns haben: Die
Zwangsdividende, die jetzt in Höhe von 500
Millionen Euro von der Bundesregierung von
der Deutschen Bahn AG eingesammelt wird,
was wäre denn aus Ihrer Sicht mit diesem Geld
umrüstbar, bzw. baubar?

Michael Jäckers-Cüppers (Deutsche Ge-
sellschaft für Akustik): Bei der Frage der
Abschaffung des Schienenbonus und des
Zeitplans muss man zwischen der Lärmvor-
sorge und der Lärmsanierung unterscheiden.
Ich denke, für die Lärmsanierung wäre das
umgehend möglich, indem nämlich in dem
Haushaltstitel die Auslösewerte gesenkt wer-
den. Das könnte man also für den nächsten
Haushalt sofort machen und das sollte man
auch tun, also umgehend, weil das die kritische
Situation ist, die wir haben. Bei der Lärmvor-
sorge ist das ein bisschen problematischer, weil
man ja laufende Planfeststellungsverfahren
und abgeschlossene Planfeststellungsverfah-
ren hat. Im Sinne des Bürgerschutzes würde ich
immer dafür plädieren, dass man abgeschlos-
sene Planfeststellungsverfahren abgeschlos-
sen sein lässt, aber in laufenden Planfeststel-
lungsverfahren versucht, eine Kulanzbonus-
wertabsenkung zu machen.

Prof. Dr. Markus Hecht (TU Berlin): Die Frage
nach den Kosten ist immer eine ganz Wesent-
liche, die kann aber nicht so einfach beant-
wortet werden, denn man kann es geschickt
machen oder nicht. Oft erleben wir, dass
Maßnahmen mit den Kosten abgeschmettert
werden. Aber, wie die Lärmsanierung in der
Schweiz auch gezeigt hat, kann man es auch
sehr, sehr effizient machen. Und von vielen
effizienten Maßnahmen wissen wir die realen
Kosten nicht. Denken sie an die K-Sohle oder
die LL-Sohle, die waren eigentlich als kosten-
neutrales Instrument geplant, sind es aber nicht

geworden, weil man nicht bereit war, die Be-
triebsregime anzupassen. Die Sicherheit stand
nie zur Disposition, aber die Betriebsregime
müssten angepasst werden, dann hätte die
LL-Sohle schon vor 20 Jahren eingeführt wer-
den können. Wenn man dazu nicht bereit ist,
wird man das auch in nächster Zeit nicht ein-
führen können. Also es gibt immer sehr enge
Verknüpfungen mit verschiedenen Maßnah-
men. Und es ist im Bahnwesen wirklich ein
Problem, dass der Lärm, gewissermaßen sepa-
rat, noch außen vorgeht im Gegensatz zum
Luftverkehr, wo der Lärm integraler Bestandteil
ist. Und wenn ich diese Lärmthematik integ-
riere, dann ist das auch eine gewaltige Kosten-
senkungsmaßnahme. Also wir müssen ein-
fach akzeptieren, dass wir in Zukunft den Lärm
mit berücksichtigen und nicht als Add-On und
zusätzlichen Kostenfaktor oben drauf packen,
sondern, wenn man den z. B. mit Energieeffi-
zienz verbindet, dann kann man den auch ge-
wissermaßen gratis mitgeliefert kriegen. Es ist
nur die Frage, wie geschickt das gemacht wird.

Abg. Sabine Leidig: Ich habe eigentlich nur
eine Frage, dafür würde ich sie gerne an zwei
Sachverständige stellen. Aber ich weiß ehrlich
gesagt nicht genau, wer sie am besten beant-
worten kann, das würde ich offen lassen. Bei
den Maßnahmen, die sozusagen jenseits der
langfristigen Umbaunotwendigkeiten und In-
tegrationsprozesse usw. eine Rolle spielen
könnten, um schnell Entlastung für die hoch-
belasteten Bürgerinnen und Bürger zu bringen,
haben wir einmal vom Nachtfahrverbot gehört.
Ein zweites Instrument, was hier für den Stra-
ßenverkehr genannt wurde, waren Geschwin-
digkeitsbeschränkungen. Und da würde mich
einfach interessieren, welche Rolle Geschwin-
digkeitsbeschränkungen beim Eisenbahnver-
kehr spielen bzw. spielen können. Und wie
gesagt, ich bin jetzt nicht sicher, wer da….. Gut,
Herr Hecht meldet sich schon, dann gerne an
Herrn Hecht.

Vorsitzender: Maximal zwei dürfen zu Wort
kommen. Wer fühlt sich am berufensten? Herr
Hecht, Herr Attinger! Okay, dann zunächst Herr
Hecht!

Prof. Dr. Markus Hecht (TU Berlin): Das muss
man an diesen 25 Dezibel messen. Wenn Sie
die Geschwindigkeit halbieren, geht der Vor-
beifahrpegel um neun Dezibel zurück, aber die
Dauer verdoppelt sich. Und dann muss man
wieder drei Dezibel dazuschlagen. Sie haben
also bei Geschwindigkeitshalbierung nur sechs
Dezibel Nutzen. Und das ist zu wenig gegen-
über den 25 Dezibel. Und die Streckenkapazität
wird natürlich gewaltig reduziert. Also ich halte
das für keine probate Maßnahme. Da kann man
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nicht vorankommen.
Vorsitzender: Herr Attinger!

Dr. Robert Attinger (Bundesamt für Ver-
kehr): In diesem Punkt kann ich eigentlich nur
die Aussage von Prof. Hecht bestätigen. Also
die Geschwindigkeitsreduktion bringt nichts,
außer Betriebserschwernissen, die wir bei
einem hochbelastetem Netz, wie wir das in der
Schweiz haben, eigentlich nicht brauchen
können. Der Güterverkehr ist schon heute der
langsamste Verkehr und bremst eigentlich den
gesamten Verkehrsfluss und hat einen Einfluss
auf die Verkehrskapazität. Das Gleiche gilt
eigentlich auch für das Nachtfahrverbot, wie ich
das vorhin schon gesagt habe. Da kriegen wir
ein Problem. Deshalb eben auch unser Be-
streben, andere Maßnahmen voranzutreiben,
um diese Einschränkungen zu verhindern.

Vorsitzender: Vielen Dank! Dann haben wir
noch eine Wortmeldung von Frau Wilms.

Abg. Dr. Valerie Wilms: Vielen Dank Herr
Vorsitzender! Ich habe zwei Fragen. Und zwar
zunächst mal an Herrn Guski. Sie sprechen in
ihrer Stellungnahme davon, dass Lärm-
schutzmaßnahmen nicht nur berechnet, son-
dern hinsichtlich ihrer tatsächlichen Wirkung
auch darauf hin evaluiert werden müssten –
und gerade dann auch die Lärmwirkung im
Hinblick auf Belästigung, Wohnzufriedenheit,
Straßenqualität usw. –, ob die Ziele dann auch
wirklich erreicht werden. Inwiefern nehmen Sie
an, dass hierdurch der Lärm anders bewertet
wird und was hätte das für Auswirkungen im
Programm zur Lärmsanierung bzw. bei der
Abschaffung des Schienenbonus? Und dann
habe ich eine zweite Frage, die geht mal wieder
an die Bundesregierung: Wir haben ja hier
schon etwas über die Eckpunktevereinbarung
im Hinblick auf lärmabhängige Trassenpreise
gehört. Und da haben wir ja gehört, dass es
eine Vereinbarung zwischen der DB und der
Bundesregierung gibt, die bislang ja auch noch
nicht im Detail nach außen gedrungen ist, nur
das Ergebnis. Warum kommt da nicht mal eine
Verordnung heraus, warum versucht die Bun-
desregierung nicht, das dann auch mal tat-
sächlich in ein normales Verfahren hineinzu-
bringen, auch mit Beteiligung des Bundesra-
tes?

Prof. Dr. Rainer Guski (Ruhr-Universität
Bochum): Also die Frage bezieht sich auf die
Auswirkungen von Lärmschutzmaßnahmen auf
die Bevölkerung, was das für Vor- und Nach-
teile jetzt in Bezug auf den Schienenbonus
haben kann. Ich möchte mal etwas weiter
ausholen und sagen, dass sozusagen die Re-
gel ist, dass wir Lärm immer in Dezibel messen.

Wenn ich von Lärm rede, dann rede ich eher
von Lärmwirkung, d. h. es wirkt auf Leute und
da kann ein Unterschied von 0,5 db schon viel
ausmachen. Wenn die Bevölkerung das Gefühl
hat, da wird etwas für sie getan, dann wirkt das
auf jeden Fall belästigungsmindernd, das kann
sich auch auf die Gesundheit auswirken, in dem
Sinne, dass weniger Stress entsteht. Insofern…

Abg. Dr. Valerie Wilms: Ohne dass da wirklich
etwas passiert? Ein Placebo-Effekt?…

Prof. Dr. Rainer Guski (Ruhr-Universität
Bochum): Nein, nein, es ist nicht nur ein Pla-
cebo-Effekt! Sie haben eventuell mit den Leu-
ten kommuniziert, Sie haben ihnen erklärt was
Sie machen und was Sie nicht machen können.
Das heißt, Sie haben eine gewisse Berechen-
barkeit hergestellt. Es kann sein, dass die Be-
völkerung sich dann irgendwann doch wieder
wehrt, weil sie feststellt, es wird doch nicht so
viel leiser. Aber mein Hinweis auf die Evaluation
von Lärmschutzmaßnahmen bezieht sich ge-
nau darauf, dass wir eigentlich gar nicht genau
wissen, wie viel Belästigungsminderung, wie
viel Gesundheitsschutz es bringt, wenn man
organisatorische Maßnahmen macht oder
wenn man Lärmschutzwände baut oder wenn
man Schallschutzfenster einbaut. Wir wissen
nur, wir haben eine bestimmte Pegelminde-
rung, aber wir haben, soweit ich das sehe je-
denfalls, gar keine Idee davon, was das bei der
Bevölkerung tatsächlich bringt. Und das ist der
Punkt. Ich glaube, da müssten wir tatsächlich
Forschungen ansetzen, die uns auch eine
Richtung zeigen, wie wir am effektivsten Lärm-
schutz machen können. Ich glaube, wir sind alle
der Meinung, dass wir an der Quelle ansetzen
müssen. Da gibt es, glaube ich, gar keine Dis-
kussion, das kann man auch sofort hören. Aber
wenn wir damit nicht weiterkommen oder nicht
genug erzielen, dann ist ja die große Frage, wie
hoch soll die Lärmschutzwand sein? Soll sie
überhaupt höher sein? Es sind schon Leute
wegen einer Lärmschutzwand ausgezogen,
das müssen wir auch mal berücksichtigen. Also
was sind Maßnahmen, die tatsächlich bei der
Bevölkerung eine Veränderung bewirken, ohne
dass sie jetzt gleich zehn dB oder was bringen?

Abg. Dr. Valerie Wilms: Also müssen wir mehr
messen oder reicht es?

Vorsitzender: Wir machen eigentlich keine
Zwiegespräche!

Prof. Dr. Rainer Guski (Ruhr-Universität
Bochum): Darf ich trotzdem darauf antworten?

Vorsitzender: Es gibt sicher nachher auch
noch Gelegenheit. Die Bundesregierung, bitte!
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PSts Enak Ferlemann: Frau Kollegin, eine
Mitbefassung des Bundesrates ist bei diesen
Fragen nicht vorgesehen, wäre auch vollkom-
men unüblich. Wir haben eine Förderrichtlinie
und wir haben die Schienenbenutzungsbedin-
gungen, die immer von Jahr zu Jahr jeweils
verlängert werden. Zu der Frage der Transpa-
renz: das können Sie auch im Netz einsehen.
Herr Dr. Klocksin hat mir grade gesagt, dass wir
das auch schon im Netz eingestellt haben, so
dass Sie also das ganze Thema Schienenlärm
dort nachvollziehen können. Auch die Verein-
barung mit der DB AG für den Fahrplanwechsel
2012/2013 ist dort enthalten.

Vorsitzender: Dann habe ich jetzt noch zwei
weitere Wortmeldungen. Ich hatte schon ge-
dacht, wir würden 20 Minuten vor der Zeit
schließen. Herr Herzog, sie haben das Wort!

Abg. Gustav Herzog: Herr Vorsitzender, ich
mache es ganz kurz. Ich will doch nur die vor-
weihnachtliche Stimmung bei der Bundesre-
gierung nutzen, um nochmal nachzufragen,
nachdem auf die Frage der Kollegin Wilms,
wann der Gesetzentwurf kommt, von Herrn
Staatssekretär sehr freundlich, aber unbe-
stimmt geantwortet worden ist: in 2012. Be-
kanntermaßen hat das Jahr zwölf Monate. Herr
Staatssekretär, eher zu Beginn des Jahres oder
eher gegen Ende des Jahres?

Vorsitzender: Die Bundesregierung, bitte!

PSts Enak Ferlemann: Ich bleibe bei meiner
Aussage, sie werden das im Jahr 2012 erleben.
Warten sie es ab!

Vorsitzender: Und jetzt noch eine Frage von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abg. Stephan Kühn: Ich wollte nochmal zum
Thema Straße kommen, in der Hoffnung, dass
dazu die Bundesregierung vielleicht jetzt etwas
ausführlicher Stellung nimmt als gerade zur
letztgenannten Frage. Verkehrslärmschutz,
Paket der Bundesregierung, das gibt es seit gut
zwei Jahren. Können Sie eine Bilanz ziehen, in
welchem Umfang die Ziele, die dort formuliert
sind, schon umgesetzt wurden. Planen Sie eine
Evaluierung? Denn es sind ja dort verschie-
dene Minderungsziele und verschiedene Maß-
nahmen im Einzelnen formuliert. Wird das
evaluiert? Und was können Sie zum bisherigen
Stand der Minderungsziele sagen? Und dann
hätte ich noch eine Frage an Herrn Popp. Sie
haben ja das Thema Im Straßenverkehr Tempo
30 als Regelgeschwindigkeit in Innenstädten
angesprochen und auch das Thema Tempoli-
mit auf Autobahnen. Können Sie noch mal

genauer beschreiben, welches Minderungspo-
tenzial Sie, vor allem innerorts, in dem Bereich
sehen?

Vorsitzender: Herr Popp, sie haben das Wort!

Christian Popp (LÄRMKONTOR GmbH): Ja,
schönen Dank! Das ist ein langes Thema,
Tempo 30. Ich kriege insgesamt einen steti-
geren Verkehr. Was heute passiert ist: man ist
unsicher, nicht nur auf Autobahnen. Also wenn
man die A 1 nach Lübeck fährt, da habe ich
Geschwindigkeitsbegrenzungen zwischen 80,
100, 120 und offen. Da gibt es dauernd Fotos.
Und man beschleunigt auch wieder. Und genau
das Gleiche passiert natürlich innerorts auch.
Wenn ich keine klare Hierarchie im Straßen-
system habe, dann gibt’s immer wieder Be-
schleunigungsvorgänge. Und man merkt in den
Tempo-30-Zonen – und das ist Modellversuch,
das muss man nicht nochmal untersuchen, das
ist in den achtziger Jahren schon untersucht
worden –, dass es durch die Stetigkeit des
Verkehres etwa ein Minderungspotenzial gibt,
was um 3 db liegt, plus minus eins, ungefähr.
Das entspricht akustisch einer Halbierung der
Verkehrsmenge. Und das ist ein ganz wichtiger
Punkt. In den Bereichen brauchen Sie kaum
noch Ampeln. Aber die Ausnahme wäre dann
eben, dass die Straßen, die heute als Haupt-
verkehrsstraßen bezeichnet werden, klassifi-
ziert werden müssten. Man muss da nicht un-
bedingt 60 fahren oder 70, sondern man kann
auch 50 fahren. Aber es würde natürlich einen
Haufen Geld sparen. Wenn ich alleine das Dorf
betrachte, aus dem ich komme, wie viele
Tempo-30-Schilder da stehen, obwohl nur eine
Straße mit 50 da ist, da wäre es doch viel ein-
facher, man würde die beschildern.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Popp! Herr
Staatssekretär!

PSts Enak Ferlemann: Sehr geehrter Kollege
Kühn, wir haben Ihnen mit der Ausschuss-
drucksache 17(15)306 einen ausführlichen
Bericht der Regierung, wie wir das Verkehrs-
lärmschutzpaket II bewerten – natürlich positiv
– und zu den Maßnahmen, die daraus zu er-
zielen sind, zugeleitet. Sie brauchen einfach
nur den Bericht zu lesen, dann haben Sie die
Antwort!

Vorsitzender: Das war wunderbar kurz! Herr
Fischer!

Abg. Dirk Fischer: Ich würde gerne eine Frage
an Herrn Dr. Bartolomaeus und Herrn Dr.
Attinger stellen, zu der Qualität von Lärm-
schutzwänden, die ja in ihrer Qualität bei der
Vernichtung von Lärm, beim Zurückschleudern
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von Lärm, beim Überspringen von Lärm – eine
unangenehme Eigenschaft des Lärms… – nicht
gleichwertig sind. Also wir bauen gerade und
billig, dann springt der Lärm drüber, gleich
dahinter ist es leiser, derjenige, der 200, 400
Meter entfernt ist, hat es hinterher lauter. Das
wurde mir an der A 1 bei Bad Schwartau vor
Jahren schon von den Anliegern vorgeführt und
nachhaltig ins Stammbuch geschrieben. Ich
höre, dass wir in der Schweiz sehr viel mehr
Lärmschutzwände in einer konkaven Ausfüh-
rung haben, mit Benoppung, mit Begrünung,
die dann die Wirkung haben, dass Lärm ver-
nichtet oder auf den Fahrweg zurückge-
schleudert wird, wo im Grunde genommen die
Wirkung dann nicht so negativ ist, als wenn er
sozusagen die Häuserfronten erreicht. Können
sie uns dazu etwas sagen? Wie ist das richtig
betrachtet? Sind da Fehler drin? Und was kann
man tun, um die Qualität unserer Lärmschutz-
wände insoweit auch zu verbessern?

Dr. Robert Attinger (Bundesamt für Ver-
kehr): Ja, entlang der Bahn haben wir kaum
konkave Wände, die sind praktisch alle stan-
dardgerade. Aber sie sind hochabsorbierend
auf der Bahnseite. Dort gibt es ist eine hoch-
absorbierende Verkleidung, so dass der Schall
zu 90% sicher absorbiert wird und dieser Effekt
der Reflektionen kaum entstehen sollte. Das ist
die Lösung!

Dr. Wolfram Bartolomaeus (Bundesanstalt
für Straßenwesen): Ja, für die Straße gibt es
tatsächlich immer mehr konkav geformte
Lärmschutzwände, auch bei Neubaustrecken,
jetzt in Garching, wo der Offenburger Asphalt
eingesetzt worden ist und zusätzlich eben diese
konkave Form. Der wesentliche Aspekt ist,
dass die Beugungskante einfach näher am
Fahrstreifen dran ist und dadurch der Schall-
umweg größer wird. Und der Schallumweg ist
das Wesentliche, was dann zur Lärmminderung
beiträgt, weil der Beugungswinkel größer wird,

von der Physik her gesprochen. Das Zweite,
was man machen kann, was auch vielfältig
gemacht wird, Absorptionsmaterial einzuset-
zen, also hochabsorbierende Lärmschutz-
wände. Insbesondere auf der gegenüberlie-
genden Seite vermindern sie die Reflektion,
haben aber sogar auch Einfluss auf das
Schallfeld auf der Seite, auf der diese hoch-
absorbierenden Lärmschutzwände sind. Der
Effekt ist zwar nicht so groß, aber immerhin ist
da ist auch ein halbes bis ein Dezibel zusätzlich
drin. Ansonsten ist es halt so: der Schall breitet
sich durch die Atmosphäre aus, wir haben
Streuungseffekte in der Atmosphäre. Und das
ist halt die Physik, die wir da schlecht beein-
trächtigen können, grade im Winter in Inversi-
onswetterlagen. Deshalb eben auch: wenn man
an der Quelle gar nichts emittiert, ist es umso
besser.

Vorsitzender: Vielen Dank! Ich sehe keine
weiteren Fragen mehr. Vielen Dank an die
Experten, ich kann sie beglückwünschen, sie
waren die disziplinierteste Expertenrunde, die
wir bis jetzt hatten! Deswegen haben wir auch
eine so große Anzahl an Fragen und Antworten
durchbekommen. Auch vielen Dank an die
Abgeordneten. Ich wünsche uns allen ein fro-
hes Weihnachtsfest, möglichst ohne Euroret-
tung, und ein gutes neues Jahr, möglichst auch
ohne weitere Eurorettung. Und wir sehen uns
dann im Januar hoffentlich alle froh und munter
wieder. Ich wünsche noch einen schönen Tag!

Schluss der Sitzung: 12.50 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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